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1. Einleitung: Die aktuelle Debatte um einen CO2-Preis in  

Deutschland 

Seit Greta Thunberg am im August 2018 ihren ersten „Skolstrejk för klimatet“ vor dem Schwedischen 

Reichstag veranstaltete (Steuer et al. 2019) – damals noch ohne Unterstützung – hat sich in der deutschen 

wie internationalen Klimadebatte viel bewegt. Freitag für Freitag fordern Schülerinnen und Schüler, 

unisono mit Scientists, Parents, Artists und sogar Entrepreneurs for Future (Spiegel Online 2019), dass 

national wie global weitaus ambitioniertere Anstrengungen für den Klimaschutz unternommen werden. 

Als ein zentrales Mittel zur Erreichung von Klimaschutzzielen wird dabei ein Preis für CO2-Emissionen 

angesehen (vgl. Zeit Online 2019; DIW 2019; Ockenfels 2015). Zahlreiche europäische Länder haben 

bereits einen expliziten Preis für Kohlendioxid-Ausstoß eingeführt. Deutschland richtet seinen Blick 

dabei insbesondere auf die Schweiz (vgl. BR 2019; Bok 2019; Bundestag 2018a), die sich für eine Kom-

bination aus CO2-Steuer und Rückerstattungspauschale entschieden hat. Deutschland selbst hat keinen 

expliziten CO2-Preis, aber mit der Einführung der sogenannten „Ökosteuer“ vor etwa zwanzig Jahren 

(UBA 2019a) bereits erste zaghafte Schritte in diese Richtung unternommen. Europaweit etabliert, hat 

sich dagegen das EU Emission Trading System (EU-ETS), zu dessen Kern eine verbindliche Gesamte-

missionsgrenze (Cap) für Kohlendioxidemissionen aus Industrie, Stromerzeugung und innereuropäi-

schem Flugverkehr gehört (DEHSt 2019; UBA 2019b). Bekanntermaßen müssen emissionshandels-

pflichtige Unternehmen für jede produzierte Tonne CO2 ein Zertifikat vorweisen, das sie entweder zu 

Beginn einer Emissionshandelsperiode vom Staat erhalten oder auf dem Zertifikatemarkt zum gängigen 

Preis erworben haben. Im Einklang mit den Reduktionszielen der EU – 80 bis 95 Prozent weniger CO2-

Ausstoß bis 2050 (UBA 2019c) – hat die EU-Kommission einen Pfad beschlossen, der das Absenken 

des EU-ETS-Caps um durchschnittlich 2.2 Prozent pro Jahr vorsieht (Europäische Kommission 2019a). 

Für Deutschland bedeutet dies, dass die Kohlendioxidemissionen aus den Bereichen Industrie und 

Stromerzeugung dadurch automatisch zurückgefahren werden, da diese Sektoren dem EU-ETS unter-

liegen. Offen ist allerdings, wie die verbleibenden 50 Prozent des Kohlendioxid-Ausstoßes, die nicht 

unter das Cap fallen, effektiv verringert werden können. Mit anderen Worten: Gesucht sind funktionie-

rende Instrumente für die energieintensiven Bereiche Wohnen, Verkehr1 und Landwirtschaft sowie 

sonstige „Kleinemittenten“ aus Industrie und Stromerzeugung (vgl. Bundestag 2018a). 

Ökonomen empfehlen aus gutem Grund, bei Umwelt- und Klimapolitik nicht nur die unabdingbare Ef-

fektivität von Maßnahmen zu berücksichtigen, also ob das ökologische Ziel überhaupt erreicht wird. 

Um politische Zielkonflikte zu minimieren, ist auch das Wie der Zielerreichung relevant. Optimaler-

weise stellt sich der Erfolg bei geringstmöglichem Aufwand ein, also effizient. Für Ökonomen sind 

Märkte bekanntermaßen das Mittel der Wahl, um Allokationsprobleme effizient zu lösen. Entsprechend 

empfehlen Umweltökonomen bei einem Schadstoff wie Kohlendioxid, dessen Emissionsmenge sich 

                                                   
1 Mit Ausnahme des rein innereuropäischen Flugverkehrs. 
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kontinuierlich regeln lässt2, den Einsatz sogenannter marktbasierter Instrumente (MBI). Hierzu gehören 

ein direkter Preis für CO2, wie er bei CO2-Steuern oder -Abgaben zum Tragen kommt, und Emissions-

handelssysteme. Steuern unterscheiden sich dabei bekanntermaßen von Abgaben dadurch, dass die Ein-

nahmen aus Abgaben zweckgebunden verwendet werden müssen, während Steuereinnahmen zur freien 

Verfügung in den staatlichen Haushalt fließen.3 Doch egal ob Steuer oder Abgabe: Der Preis für eine 

Einheit CO2 beeinflusst – wie gewollt – direkt Angebot und Nachfrage von Waren und Dienstleistungen, 

deren Produktion oder Konsum CO2 freisetzt. Entsprechend der Nachfrage- und Angebotselastizitäten 

sorgt ein bestimmter Steuersatz für einen entsprechenden Angebots- und Nachfragerückgang beim be-

troffenen Gut und somit für einen Rückgang der Emissionen. Das Preissignal garantiert, dass die Ver-

meidung effizient geschieht, nämlich dort, wo die Vermeidungsgrenzkosten unter dem Steuersatz lie-

gen. 

Für das Emissionsziel gilt im Umkehrschluss: Ein bestimmtes Emissionsreduktionsziel lässt sich bei 

genauer Kenntnis der Elastizitäten durch einen entsprechend hohen Preis realisieren. Allerdings sind 

Nachfrageelastizitäten bei CO2-intensiven Gütern zumindest kurzfristig sehr gering (vgl. Köppl und 

Sommer 2016; Bergs et al. 2007). Folglich müssten die Preissignale intensiv sein, um den nötigen Re-

duktionseffekt zu induzieren. Da in den meisten Fällen auch keine verlässlichen Zahlen zu Nachfrage- 

und Angebotselastizitäten vorliegen, müsste der CO2-Preis zudem eine Zeit lang ständig angepasst und 

nachjustiert werden, bis ein politisch vorgegebenes Ziel erreicht ist („Standard-Preis-Ansatz“ nach 

Baumol und Oates 1971; vgl. auch Schweizer Bundesamt für Umwelt 2017). Politischer Widerstand 

scheint hier vorprogrammiert, wenn man etwa an die „Gelbwestenproteste“ in Frankreich im Jahr 2018 

(tagessschau.de 2018) oder die Demonstrationen in Deutschland Anfang der 2000er-Jahre denkt, als die 

„Ökosteuer“-Sätze – übrigens ganz planmäßig – angehoben wurden (Spiegel Online 2000). Bekannter-

maßen sind Märkte auch nicht so statisch wie im umweltökonomischen Lehrbuch beschrieben, weshalb 

ständige Steueranpassungen auch nach der Einführung eines Kohlendioxid-Preises ohnehin vonnöten 

sind. 

Das Kernproblem ist aber weniger, dass sich Preise überhaupt verändern; das ist in Marktsystemen die 

Regel. Problematisch ist letztlich, dass sich ein CO2-Preis wie jede Belastung des grundlegenden Kon-

sums regressiv auswirkt. Die Proteste in Deutschland und Frankreich waren nicht von Mitgliedern der 

oberen Mittelschicht oder Oberschicht getragen, sondern von den „einfachen Leuten“, also Menschen 

in der unteren Hälfte der Einkommensverteilung. Das Argument gegen konsumbezogene Steuern ist aus 

der Diskussion um Mehrwertsteuersätze bekannt – insbesondere, wenn deren Erhöhung in Raum steht 

(vgl. Bach und Isaak 2017). Da unsere aktuelle Wirtschaftsweise mit der Nutzung fossiler Rohstoffe 

                                                   
2 Bei Schadstoffen, die bereits in geringen Mengen umgehend große Schäden hervorrufen, ist ein ordnungsrecht-
liches Verbot auch ökonomisch zu empfehlen, weil die „optimale Verschmutzung“ bei einem Level von Null liegt. 
3 Insofern ist die deutsche „Ökosteuer“ von 1999 keine Steuer, da die Mittelverwendung vorab festgelegt ist. Wir 
werden in diesem Artikel von einer Steuer sprechen, wenn der Aspekt der CO2-Bepreisung im Vordergrund steht, 
also das ökologische Preissignal. Von einer Abgabe ist die Rede, wenn (auch) die zweckgebundene Mittelverwen-
dung relevant ist. 
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verbunden ist, gibt es kaum einen Lebensbereich – Ernährung, Mobilität, Wohnen, Arbeit, Freizeit – in 

dem unsere Tätigkeiten nicht zum Ausstoß von Kohlendioxid führen. Insofern ist eine Steuer auf CO2 

eine „Steuer auf (fast) alles“. Dies hat entsprechend zur Folge, dass für einkommensschwache Haushalte 

die relative Belastung durch eine CO2-Besteuerung besonders hoch ist, was zu einem Konflikt zwischen 

den politischen Zielen „soziale Gerechtigkeit“ (innerhalb der heutigen Generation) und „Generationen-

gerechtigkeit“ führt. Proteste gegen soziale Ungleichheit sind altbekannt. Relativ neu ist aber das Phä-

nomen internationaler Demonstrationen junger Menschen im Namen der Klima- und Generationenge-

rechtigkeit. Politisch ist es hochbrisant und verdeutlicht, dass Klima- und Sozialpolitik sich letztlich 

nicht voneinander losgelöst diskutieren lassen. Aus diesem Grund wird in der bundesdeutschen Debatte 

oft auf das oben zitierte „Schweizer Modell“ einer CO2-Abgabe verwiesen. 

In der Schweiz wurde festgelegt, dass die Einnahmen aus der CO2-Abgabe zu zwei Dritteln wieder als 

Pro-Kopf-Pauschale an die Bevölkerung zurückverteilt werden; das verbleibende Drittel wird für ener-

getische Sanierungen und andere Klimaschutzprojekte verwendet (Schweizer Bundesamt für Umwelt 

2018). Damit werden nicht nur soziale Härten abgefedert, sondern Lasten bis hin in die Mittelschicht 

erkennbar reduziert. Die CO2-Abgabe unserer südwestlichen Nachbarn ist somit gleichzeitig Klima-

schutz- und Umverteilungsinstrument. Auch wir gehören zu den grundsätzlichen Befürwortern des 

Schweizer Modells, da es Klimapolitik mit sozialem Ausgleich erlaubt. Allerdings denken wir, dass es 

einige fundamentale Anpassungen dieses Ansatzes geben sollte, falls er in Deutschland übernommen 

werden sollte. Vor allem würden wir den sozialpolitischen Aspekt des Instruments klar schärfen, was 

aus unserer Sicht die zunächst paradoxe erscheinende Forderung nach weniger Umverteilung bedeutet. 

Unser Ansatz sieht vor, die Erstattung stärker auf die untersten Einkommen zu konzentrieren, statt pau-

schal allen Einkommensgruppen denselben Ausgleich zu zahlen. 

Unserem Modell zufolge würde nur etwa die Hälfte der Steuereinnahmen direkt an die Bevölkerung 

zurückverteilt. Die verbleibende Hälfte soll aber im Sinne einer CO2-Abgabe fest für Klimaschutzmaß-

nahmen in Verbindung mit Maßnahmen der Regionalpolitik verwendet werden, die gleichzeitig vor al-

lem sozial Schwächeren zugutekommen. Zum einen halten wir es für dringend geboten, etwa ein Viertel 

der Einnahmen (die Hälfte des nicht erstattenden Teils) in die Förderung des ländlichen ÖPNVs zu 

investieren, um die Kluft zwischen Stadt und Land bzw. strukturschwachen und strukturstarken Regio-

nen zu überbrücken. Das führt gleichzeitig zu einer Milderung sozialer Härten einer CO2-Bepreisung, 

weil es Alternativen für diejenigen schafft, die in dünn besiedelten, schlecht angebunden ländlichen 

Räumen leben und auf das Pendeln zu ihren Arbeitsstätten angewiesen sind. Zum anderen sehen wir 

auch großen Förderungsbedarf bei der energetischen Gebäudesanierung. Hier sollten Klimaschutzmaß-

nahmen stärker an der sozialen Bedürftigkeit ausgerichtet werden. Sozialpolitisch fragwürdig wäre die 

vorrangige Förderung von Sanierungsmaßnahmen, die solvente Eigenheimbesitzer ohnehin vorgenom-

men hätten. Unterstützt werden sollten vielmehr diejenigen Hauseigentümer, die energietechnische Um-

bauten nicht allein stemmen können. Der größte Teil der Mittel für Sanierungsmaßnahmen sollte aber 

dafür aufgewendet werden, Sanierungsprogramme für Mietshäuser auszubauen. Gerade Mieterinnen 
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und Mieter wären von steigenden Energiepreisen stark betroffen, ohne dass sie groß Einfluss auf den 

baulichen Zustand ihres Hauses haben. Vermieter profitieren bekanntlich wenig von sinkenden Heiz-

kosten, geben aber Sanierungskosten – gerade in angespannten Wohnmärkten – in erheblichem Umfang 

an die Mieter weiter. Steigenden Energiekosten sind somit für Mieterinnen und Mieter ein ernsthaftes 

Problem: Entweder muss mehr für Heizenergie ausgegeben werden, oder die Mieten steigen aufgrund 

weitergereichter Sanierungskosten. Staatliche Sanierungsprogramme wären daher geeignet, die Kluft 

zwischen ökologischen und sozialen Zielen zu überbrücken. Zusammengefasst: Sowohl im Bereich 

ÖPNV als auch bei der Gebäudesanierung ließen sich so Klima-, Sozial- und Strukturpolitik sinnvoll 

verbinden. Weitere Details führen wir im zweiten Teil unseres Artikels aus. 

Gleichzeitig sehen wir ein System von CO2-Abgabe und Umverteilung nur als kurz- bis mittelfristige 

Lösung. Eine bekannte Schwäche jeder Umweltbesteuerung ist, dass die Treffsicherheit – also die öko-

logische Effektivität – nicht gewährleistet werden kann. Der oben beschriebene Anpassungs- und Nach-

justierungsprozess ist politisch heikel und administrativ aufwändig. Daher sehen Ökonomen im Emis-

sionshandel immer noch das überlegene Instrument. Die Festlegung eine fixen Caps garantiert, dass ein 

Emissionsziel bzw. ein Reduktionspfad zwingend erreicht wird. Durch den freien Handel mit Zertifika-

ten entsteht ebenfalls ein CO2-Preis, der sich allerdings durch Angebot von und Nachfrage nach Zerti-

fikaten endogen einstellt. Das Preissignal wirkt dabei wie im Fall einer CO2-Steuer: Reduktionen finden 

dort statt, wo die Kosten am geringsten sind, was den Emissionshandel effizient macht. Ein lösbares 

„Problem“ stellt die anfängliche Ausstattung mit Zertifikaten dar. Im EU-ETS ist man schrittweise vom 

Grandfathering (das sich an vergangenen Emissionen orientiert) und anderen Verfahren der kostenlosen 

Zuteilung zur Versteigerung übergegangen (Europäische Kommission 2019b). Man kann sich aber auch 

vorstellen, dass nicht der Staat treuhänderisch für seine Bürgerinnen und Bürger über die Ausgangsver-

teilung entscheidet (ob nun durch Versteigerung oder freie Zuteilung), sondern dass die Zertifikate in 

den Händen der Bürgerinnen und Bürger selbst liegen. Damit könnte jeder selbst über die Verwendung 

der ihm zugeteilten Zertifikate entscheiden. Manch einer wird alles für den eigenen Verbrauch verwen-

den und gegebenenfalls noch weitere Zertifikate hinzukaufen. Der nächste wird den eigenen Konsum 

reduzieren und die übrigen Zertifikate verkaufen. Manch ökologisch Motivierter wird sich sogar dafür 

entscheiden, einige Zertifikate einfach gar nicht zu nutzen und auch nicht zu verkaufen, sondern diese 

quasi „stillzulegen“4. Allerdings ist ein solches, beim Endverbraucher ansetzendes „Upstream“-Emissi-

onshandelssystem mit gewissen Problemen verbunden, die das bekannte „Downstream“-System des 

EU-ETS nicht kennt (vgl. UBA 2014a). Grundsätzlich scheint es sinnvoll, den Endverbraucher darüber 

entscheiden zu lassen, ob er durch seinen Konsum für bestimmte CO2-Emisisonen sorgt oder nicht. 

Wenn eine Tonne CO2 einen bestimmten Preis hat, finden diese „ökologischen Kosten“ Eingang in das 

individuelle Entscheidungskalkül. Über die Versorgungs- und Produktionskette wirkt sich die 

                                                   
4 Ähnlich wird dies bereits beim EU-ETS praktiziert: Auch Privatpersonen können Zertifikate erwerben. Werden 
diese nicht an potentielle Nutzer weiterverkauft, „verfallen“ die Zertifikate nach einiger Zeit. Mit jedem „stillge-
legten“ Zertifikat wurde also der Ausstoß von einer Tonne CO2 verhindert. 
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Verbraucherentscheidung dann bis zu den Produzenten aus, also „stromaufwärts“ (upstream) bis zur 

physischen Quelle der Emissionen. Allerdings stehen im EU-ETS 11 000 emissionshandelspflichtige 

Anlagen der Erzeuger der enormen Zahl von 500 Millionen Käufern entgegen (bzw. etwa 400 Millio-

nen, wenn wir uns auf Erwachsene beschränken). Dabei machen diese 11 000 Anlagen allein etwa die 

Hälfte aller Emissionen aus, die durch den Konsum der halben Milliarde EU-Bürger5 verursacht wird. 

Ein solcher Markt ist natürlich für die staatlichen Aufseher administrativ einfacher zu handhaben als 

einer, der alle Endverbraucher einbezieht. Für die am EU-ETS beteiligten Firmen gilt zudem, dass sie 

aufgrund ihrer ökonomischen Größe professionelle Teilnehmer am Emissionshandel sind  

Aber auch wenn der Ansatz beim Endverbraucher mit erkennbaren Problemen verbunden ist, halten wir 

es für sinnvoll, bei einem Emissionshandelssystem für Verkehr und Gebäudeheizung auf der Seite der 

Endverbraucher anzusetzen. Der Hauptgrund ist, dass die wesentlichen Entscheidungen in diesen klein-

teiligen Märkten in Konsumentenhand liegen und unserer Ansicht nach auch weiterhin dort liegen soll-

ten. Natürlich bedeutet dies allein für Deutschland, etwa 60 Millionen oder noch mehr Beteiligte6 in ein 

Handelssystem zu integrieren. Die Transaktionskosten für Zertifikatetausch, aber auch für die korrekte 

Abrechnung realer Emissionen – ohne mögliche Doppelbuchungen an mehreren Stellen der Wertschöp-

fungskette – stellen hier eine ungleich größere Herausforderung dar als im „überschaubaren“ EU-ETS. 

Entsprechend kamen Autoren zahlreicher Studien zur Einführung eines konsumentenbasierten CO2-Zer-

tifikatehandels stets zum Schluss, dass ein solches System zu aufwändig sei. Allerdings wurde diese 

Studien zu Personal Emission Allowances oder Carbon Credit Cards meist vor zehn bis fünfzehn Jahren 

erstellt (vgl. UBA 2014b; House of Commons 2008; Aachener Stiftung Kathy Beys 2008; BBC 2006). 

Wir denken, dass die rasante (informations-)technische Entwicklung im genannten Zeitraum viele der 

transaktionskostenbedingten Probleme heutzutage lösbar macht. Zudem ist unser Vorschlag nicht als 

Ersatz, sondern Ergänzung des EU-ETS gedacht, also nur für die Sektoren, die nicht dem bestehenden 

Emissionshandel unterliegen. Wie wir zeigen werden, können beide Systeme nicht nur gut koexistieren, 

sondern sind sogar sinnvoll miteinander koppelbar. Aus all diesen Gründen sind wir daher der Überzeu-

gung, dass ernsthaft über einen neuen Anlauf hin zu individuellen CO2-Zertifikaten (für den Nicht-EU-

ETS-Bereich) in Bürgerhand nachgedacht werden sollte. Entsprechend skizzieren wir im dritten Teil 

des Beitrags in groben Zügen, wie ein solches System unter Nutzung aktueller Technik aussehen könnte 

und welche Vorteile dies im Gegensatz zu einer CO2-Steuer hätte. Wir sind aber realistisch genug zu 

sehen, dass ein solches System nicht kurzfristig implementierbar wäre. Deshalb gilt es, das sich jetzt 

bietende Zeitfenster zu nutzen, um rasch einen CO2-Preis via Steuer inklusive Umverteilungssystem 

einzuführen. 

                                                   
5 Genauer: EU-Bevölkerung plus Lichtenstein, Island und Norwegen. 
6 Wenn wir davon ausgehen, dass Minderjährige größtenteils nicht an einem solchen System teilnehmen, ist etwa 
ein Fünftel der Bevölkerung ausgenommen. Hinzu kommen neben den Verbrauchern natürlich auch die Produ-
zenten bzw. die Verkäuferseite im Endhandel. Ob es 60 oder 100 Millionen Akteure sind, ist am Ende zweitrangig 
für die zu schaffenden Strukturen. Sie müssen es ermöglichen, dass tagtäglich Transaktionen zwischen vielen 
Millionen Akteuren reibungslos stattfinden können. 
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Für eine CO2-Abgabe wie für den Emissionshandel gilt aber gleichermaßen: Sie sind ordnungsökono-

misch attraktive Instrumente. Unser Argument für die vorgeschlagene Ausgestaltung der beiden markt-

basierten Instrumente geht über das oben beschriebene, grundsätzliche Effizienzargument hinaus, wel-

ches für neoklassische Umweltökonomen im Vordergrund steht (und das wir auch teilen). Beide MBI 

weisen in ihrer Konzeption eine „built-in flexibility“ (Musgrave 1969, S. 470) auf und damit eine auto-

matische Anpassungsfähigkeit an äußere (ökonomische) Umstände. Das sorgt für makroökonomische 

Stabilisierung und bei entsprechender Ausgestaltung für einen sozialpolitischen Ausgleich7, ohne dass 

es diskretionärer politischer Interventionen bedürfe, wodurch opportunistischen Eingriffen durch Poli-

tiker vorgebeugt wird.8 Die Erfahrung mit Wirtschaftskrisen hat gezeigt, dass umverteilende Sozialsys-

teme einem Abschwung entgegenwirken können, weil sie antizyklisch Finanzmittel zu den Einkom-

mensschwächeren lenken. Diese haben bekanntermaßen eine geringere Sparquote als reichere Haushalte 

und sorgen dafür, dass das erhaltene Geld durch Konsum zurück in den Wirtschaftskreislauf gerät. Zu-

dem sorgen verlässliche und ausreichende Transfers dafür, dass ärmere Personen auch in wirtschaftlich 

schwierigen Zeiten nicht umgehend in existenzielle Not geraten, sondern durch ein wohlfahrtsstaatliches 

Netz aufgefangen werden. Dies wirkt sich, wie der Vergleich von Europa und USA zeigt, langfristig 

positiv auf gesellschaftliche Stabilität aus, weil tiefe soziale Verwerfungen mit den daraus resultierenden 

Konflikten erst gar nicht entstehen oder zumindest entscheidend abgemildert werden. Wie eingangs be-

schrieben, hat der Konflikt „Klimaschutz vs. soziale Gerechtigkeit“ das Potential gesellschaftlich spal-

tend zu wirken (vgl. Nassehi 2019; Deutschlandfunk 2019). Daher ist es – nicht nur uns – ein dringendes 

Anliegen, dass beide Politikfelder eng miteinander verzahnt werden, um im Sinne einer vorsorgenden 

Klima- und Sozialpolitik weder beim einen noch beim anderen Feld systematisch existentielle Verlierer 

in Kauf zu nehmen. Hierin liegt die bleibende Grundidee einer Sozialen Marktwirtschaft: marktliche 

Strukturen zur Erreichung gesellschaftlicher Ziele nutzen. Das Maß bleibt dabei der Mensch und seine 

Möglichkeiten, ein gutes Leben führen zu können (Goldschmidt und Lenger 2011). 

Dieser Prämisse entsprechend zielen unsere Vorschläge darauf, Klimaschutz mit sozialem Ausgleich zu 

verbinden. Dabei sollen grundsätzlich Individuen auf Märkten selbst entscheiden, wie sie mit Preisen 

als Knappheitssignalen umgehen. Das gilt selbstverständlich auch für den Fall eines CO2-Preises für 

fossile Energieträger, ob dies in Form einer expliziten CO2-Steuer oder Kauf und Verkauf von 

                                                   
7 Im konkreten Fall würde eine CO2-Steuer allein keinen sozialen Ausgleich erzielen. Das „Schweizer Modell“ 
erlaubt bereits eine gewisse Netto-Umverteilung hin zu Haushalten unterhalb des Einkommensdurchschnitts; unser 
Vorschlag würde die Umverteilungskomponente sogar noch wesentlich akzentuieren, wie wir weiter unten zeigen 
werden. 
8 Hier sei auf die Entwicklung der deutschen Ökosteuer verwiesen. Nach 2003 wurden die Steuersätze zwar nicht 
weiter erhöht, da die Regierung unter Kanzler Schröder bereits mit geringer Popularität zu kämpfen hatte. Aller-
dings überlebte die Steuer auch den „Gummistiefelwahlkampf“ 2002 (vgl. Dausend 2012), als Schröders Wieder-
wahl sehr unwahrscheinlich erschien. Grund: Die Zweckbindung der Ökosteuereinnahmen als Rentenkassenzu-
schuss machte es Kanzler Schröder und seinem Finanzminister Hans Eichel unmöglich, die Steuer ersatzlos zu 
streichen oder auch nur zu reduzieren, da es ansonsten zu Problemen bei der Rentenfinanzierung gekommen wäre. 
Auf ähnliche Weise wird es amtierenden Politikern unmöglich sein, nach Belieben die Höhe der CO2-Steuersätze 
oder die Anzahl von Emissionszertifikaten zu verändern, da dies Auswirkungen auf das Umverteilungsverfahren 
hat und für politischen Widerstand sorgen würde. 
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Zertifikaten geschieht. Die Entscheidung für Konsum oder für Einsparung wird am effizientesten de-

zentral von den Betroffenen selbst getätigt, da nur diese selbst die entscheidende, private Kosten-Nut-

zen-Abwägung tätigen können. Die Steuer oder Zertifikate stellen aber einen notwendigen staatlichen 

Eingriff dar, der den Markt für fossile Energieträger entsprechend ökologischer bzw. intergenerationel-

ler Erfordernisse eingrenzt. Diese Schranken sind unabdingbar, weil das rein private Kalkül mit Vor- 

und Nachteilen die Folgen für andere weitgehend ignoriert, weshalb ein „Laissez-Faire“-Ansatz zu ge-

sellschaftlich unerwünschten Folgen führt – im konkreten Fall zu Klimawandel (Wolf und von Detten 

2015). Um die sozial unerwünschten Folgen eines CO2-Preises zu verhindern, ist ein fiskalischer Kom-

pensationsmechanismus erforderlich.  

Im Folgenden beschreiben wir zunächst, wie das oben skizzierte Steuer- und Umverteilungssystem im 

Detail ausgestaltet werden könnte (Abschnitt  2). Nach einer kurzen Diskussion der Nachteile eines 

Steuersystems stellen wir ein Emissionshandelssystem vor, das mittelfristig die Steuerlösung ersetzen 

könnte (Abschnitt 3). Im vierten und letzten Abschnitt diskutieren wir, wie sich ein politischer Pfad 

gestalten ließe, damit sich das System aus Abgabe und Redistribution nicht ungewünscht auf Dauer 

verfestigt. Ohne einen solchen inhärenten Reformplan würde sich das ökologische Umverteilungssys-

tem verfestigen, da Nettoempfänger sich einem mittelfristigen Umbau hin zu einem Downstream-Emis-

sionshandel erwartungsgemäß wiedersetzen würden, selbst wenn unser Emissionshandelssystem 

modo grosso distributiv vergleichbar wirken würden. Wir schließen unsere Diskussion mit der noch 

offenen Frage nach der marktbasierten Klimapolitik und welche weiteren Entwicklungslinien sich – 

insbesondere mit Blick auf den emissionsstarken Landwirtschaftssektor – für die nahe Zukunft ergeben 

könnten. 

2. Die CO2-Steuer als direktes Preissignal 

2.1 Stand der deutschen Debatte 

Eine CO2-Steuer ließe sich administrativ denkbar einfach über das bestehende Steuersystem einführen. 

Entscheidend für die Wirksamkeit einer Kohlendioxid-Steuer ist am Ende die Höhe des Steuersatzes. 

Das Umweltbundesamt hat in einer Studie (UBA 2019c) ermittelt, dass sich die Kosten für Schäden 

durch den anthropogenen Klimawandel auf 180 Euro pro emittierter Tonne Kohlendioxid belaufen. Ent-

sprechend haben die Aktivisten von Fridays for Future diesen Wert für Deutschland als Zielmarke vor-

gegeben (Zeit Online 2019b). Bundesumweltministerin Svenja Schulze fordert ebenfalls einen Steuer-

satz in dieser Höhe, allerdings soll dieser erst im Jahr 2030 erreicht werden. 2020 soll zunächst mit 

einem CO2-Preis von 35 Euro pro Tonne CO2 begonnen werden und dieser Satz über zehn Jahre hinweg 

schrittweise angehoben werden (BMU 2019). Das Forum Ökologisch-Soziale Marktwirtschaft (FÖS 

2019) spricht sich für denselben Preispfad aus wie Ministerin Schulze. Der Sachverständigenrat zur 

Begutachtung der gesamtwirtschaftlichen Lage (2019) hält sich bezüglich einer konkreten 
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Preisentwicklung etwas bedeckter, ist aber grundsätzlich für einen CO2-Preis, der zu Beginn 25 bis 

50 Euro pro Tonne beträgt und dann stetig erhöht werden sollte. 

Einig sind sich die Befürworter einer CO2-Steuer darin, dass die mit einer Kohlendioxidsteuer einher-

gehende Zusatzbelastung zu Entlastungen an anderer Stelle führen müsse. Diskutiert werden u. a. eine 

Senkung oder gar Abschaffung der Stromsteuer, der EEG-Umlage und anderer bestehender Energieab-

gaben (auf die wir hier im Detail nicht eingehen wollen) sowie Fördermaßnahmen für energetische Sa-

nierungsmaßnahmen. Als wichtigstes – und effektivstes – Mittel zum Ausgleich der Zusatzlast gilt viel-

fach die weitgehende Rückerstattung des Steueraufkommens an die Bürger, am einfachsten pauschal 

pro Kopf. Die Überlegung ist: Auch wenn ärmere Haushalte durch eine CO2-Steuer relativ, also im 

Verhältnis zum verfügbaren Einkommen, stärker als reiche Haushalte belastet werden, so ist doch die 

absolute Steuerlast geringer. Eine Rückerstattung per Pauschalbetrag stellt somit diejenigen besser, die 

unterdurchschnittlich viel verbrauchen, während Haushalte mit überdurchschnittlichem Verbrauch netto 

schlechter gestellt werden. Weil aber absolutes Einkommen, Konsumaktivitäten und CO2-Last mitei-

nander korrelieren, findet somit letztlich sogar ein Nettotransfer zugunsten der Bezieher unterdurch-

schnittlicher Einkommen statt – zumindest in grober Näherung. Für diese Lösung steht die Schweizer 

CO2-Abgabe Pate, die wir im Folgenden kurz zusammenfassen. 

2.2 Das Schweizer Modell als Vorbild für Deutschland? 

Das sogenannte Schweizer Modell kombiniert die eingangs geschilderte zeitlich gestaffelte CO2-Beprei-

sung, beginnend mit einem sehr moderaten Wert, und die weitgehende Rückerstattung des Aufkommens 

als Pro-Kopf-Pauschale an die Bürger. Letzteres erhöht die politische Akzeptanz des Instruments spür-

bar, insbesondere, weil die mit höheren Energiepreisen verbundenen sozialen Härten vermieden wer-

den.9 Allerdings werden „nur“ zwei Drittel der Einnahmen wie beschrieben zurückverteilt; das restliche 

Drittel wird hauptsächlich für die energetische Gebäudesanierung verwendet (Schweizer Bundesamt für 

Umwelt 2019).10 Davon profieren am Ende natürlich auch wiederum die Bürger, da sie Sanierungskos-

ten erstattet bekommen und langfristig ihren Heizenergieverbrauch senken können. Konkret bepreist 

werden in der Schweiz fossile Brennstoffe, die für die thermische Verwertung („Heizen“) oder zur 

Stromerzeugung eingesetzt werden. Ausgenommen sind damit Diesel und Benzin als Kraftstoffe im 

Verkehrsbereich. Die Sätze sind so gewählt, dass im Jahr 2008 ein Einstiegspreis von zwölf Franken 

pro Tonne galt, der in vier Stufen auf nun 96 Franken erhöht wurde (Schweizer Bundesamt für Umwelt 

2019). Die Einnahmen11 belaufen sich im Jahr 2018 auf etwa 1.2 Milliarden Schweizer Franken und die 

Rückerstattung pro in der Schweiz ansässigen Person auf 88.80 Franken. Administrativ wird die Rück-

zahlung über die Schweizer Krankenversicherung organisiert, weil alle Einwohner dort pflichtversichert 

                                                   
9 Auch Arbeitgeber, die CO2-Abgaben zahlen, erhalten eine Rückerstattung, die proportional zur im Betrieb aus-
gezahlten Lohnsumme ist. 
10 Ein geringerer Teil (ca. 25 Millionen Franken) fließt in einen Fond, welcher zur Förderung energietechnischer 
Innovationen dient. 
11 CO2-Abgabe plus Abgabe auf Flüchtige Organische Kohlenwasserstoffe (VOC). 
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sind (Schweizer Bundesamt für Umwelt 2019). Der nicht rückerstattete Betrag von aktuell etwa 

400 Millionen Franken kommt entsprechend dem Schweizer Gebäudesanierungsprogramm zugute 

(Schweizer Bundesamt für Umwelt 2019). Das Schweizer Modell – aufgrund der Zweckbindung der 

Einnahmen ein CO2-Abgabe-System – ist somit prinzipiell geeignet, die zwei tendenziell konfligieren-

den Ziele „Klimaschutz“ und „sozialer Ausgleich“ zu einem gewissen Grad miteinander zu versöhnen.12 

Die Erreichung von Klimaschutzzielen wird durch folgenden Mechanismus garantiert: Sollten in einem 

Jahr die erhobenen Emissionen über den politisch gesetzten Zielen liegen, wird der CO2-Preis entspre-

chend der CO2-Verordnung um eine vordefinierte Stufe erhöht, um das Preissignal zu verstärken (vgl. 

Schweizer Bundesamt für Umwelt 2017). Im Gegensatz zu den Vorschlägen der deutschen Umweltmi-

nisterin oder dem FÖS wird aber kein bestimmter Zielwert für ein bestimmtes Jahr vorgegeben, sondern 

nur die Höhe der aufeinanderfolgenden Stufen. Das soll Unternehmern und Verbrauchern eine gewisse 

Planbarkeit ermöglichen. Wann genau welche Stufe erreicht wird, ist aber abhängig vom tatsächlichen 

Emissionslevel. Dies mag zwar nicht ganz so planungsfreundlich sein wie eine feste Leiter, die festge-

legt, wann welcher Preis gilt; aus Klimaschutz- und umweltökomischen Gründen ist der Schweizer Me-

chanismus aber sinnvoller. Hier zeigt sich ein grundsätzlicher Unterschied in der Interpretation des 

Preissignals: 

• Sofern die Schadenssumme, die das UBA (2019b) mit 180 Euro pro emittierter Tonne CO2 angibt, 

wirklich diesen Wert hat, dann ist ein CO2-Preis in selbiger Höhe ökonomisch geboten. Hier gilt die 

mikroökonomische Regel: „Grenzschaden muss gleich Umweltsteuersatz sein.“ Diese auf Arthur C. 

Pigou (1920; vgl. Baumol und Oates 1971) zurückgehende Idee der Optimalsteuer funktioniert aber 

nur dann, wenn sich alle Schäden durch CO2-Ausstoß und Klimawandel exakt monetarisieren lassen. 

Die monetäre Inwertsetzung von Umweltnutzen und -schäden ist aber hochumstritten, sowohl aus 

methodischen, politischen als auch ethischen Gründen (vgl. Temel et al. 2018; Gómez-Baggethun 

und Ruiz-Pérez 2011; Beckenbach et al. 1988). In der Tat sind viele „monetäre“ Werte letztlich Aus-

druck einer politischen Wertsetzung (Troge 2019). Zukünftige Schäden werden gewöhnlich diskon-

tiert – die Wahl der „richtigen“ Diskontrate ist ein Politikum – und kein Fall für wissenschaftliche 

Expertenentscheidung (vgl. Scarborough 2011; Moore et al. 2004).13 Es ist daher kaum verwunder-

lich, dass der vom UBA angegebene Wert nur eine Schätzung der Größenordnung darstellt und auch 

abweichende Schadensgrößen formuliert werden (vgl. Deutsche Welle 2019; Wang et al. 2019). Als 

„objektiver“ Wert zur Festlegung eines „optimalen“ CO2-Preises sind solche Zahlen somit nicht 

                                                   
12 Wie wir in diesem und in Abschnitt 2.3 zeigen werden, verteilt der Schweizer Ansatz zwar von höheren Ein-
kommen zu niedrigeren Einkommen um, allerdings werden Bezieher hoher Einkommen brutto entlastet. Unser 
Modell sieht vor, die Brutto-Entlastung der höheren Einkommen erkennbar zu reduzieren und dafür niedrige Ein-
kommen stärker zu fördern.  
13 Auch die Gleichsetzung der „sozialen Diskontrate“ mit der durchschnittlichen Kapitalverzinsung ist letztlich 
willkürlich, da produziertes Kapitel und Naturkapital nicht im gleichen Maße substituierbar sind, was sich auf ihre 
relative Knappheit, damit auf ihren Preis und damit auch auf ihre intertemporale Wertsetzung auswirkt.  
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geeignet, auch wenn sie natürlich ein informativer Richtwert für die politische Entscheidungsfindung 

sind.  

• Weil die Festlegung von CO2-Preisen somit nie frei von politischen Entscheidungen ist, lässt sich die 

Reihenfolge von „Preis-Menge“ auch gleich umkehren. Wie im Fall der Schweiz lässt sich ein Re-

duktionsziel oder -pfad explizit politisch bestimmen, sodass die Wertschätzung für die zukünftigen 

Generationen im Prozess möglichst transparent formuliert wird. Wie oben erwähnt ist die Wahl der 

richtigen Steuerhöhe dann eine Frage von Versuch und Irrtum, der im Schweizer Fall aber recht 

kontrolliert verläuft. In jedem Fall hat der CO2-Preis hier nicht die Funktion, „externe Effekte“ opti-

mal zu internalisieren, sondern lediglich einen ausreichenden Anreiz für Verhaltensänderungen zu 

schaffen. In der umweltökonomischen Theorie ist dies als „Standard-Preis-Ansatz“ nach Baumol und 

Oates (1971) bekannt. 

2.2 Unser Vorschlag für eine CO2-Abgabe 

Vieles, was in der Schweiz bereits seit mehr als zehn Jahren umgesetzt wird, erscheint uns als gute Basis 

für ein deutsches CO2-Abgabesystem. Die Einführung eines CO2-Preises über eine Steuer ist relativ 

unkompliziert und im Prinzip erprobt. Dieselben Emittenten einem Emissionshandelssystem zu unter-

ziehen, wäre nicht nur wegen der großen Menge an Transaktionen aktuell schwieriger, sondern im Mo-

ment auch aus europarechtlichen Gründen kaum realisierbar. Nach Ansicht des BMU (2019b) ließe sich 

der Verkehrsbereich nach bestehender Gesetzeslage auf EU-Ebene nicht in das Emissionshandelssystem 

integrieren. Ähnlich schwierig steht es im Moment um die Einbindung des Heizenergiesektors. Insofern 

plädieren wir dafür, die berechtigten Rufe nach effektiverer Klimapolitik umgehend ernst zu nehmen 

und den jetzt gangbaren Weg einer CO2-Abgabe zu beschreiten. Im Folgenden skizzieren wir ein Modell 

einer CO2-Abgabe für Deutschland, dass sich von der Grundidee her am System der Eidgenossen ori-

entiert, an einigen Stellen aber erkennbar anders gestaltet ist. 

Aufgrund der erheblichen Schwierigkeiten aussagekräftige monetäre Werte für klimawandelbedingte 

Schäden (insbesondere weit in der Zukunft liegende) zu bestimmen, folgen wir dem Prinzip des Stan-

dard-Preis-Ansatzes, wie er im Schweizer Modell realisiert wird. Die Bundesrepublik hat sich einen 

klaren Pfad für die Reduktion der CO2-Emissionen gegeben, bis hin zur angestrebten CO2-Neutralität 

im Jahr 2050. Für die Bereiche, die nicht dem EU-ETS unterliegen, müssen somit komplementäre Re-

duktionsziele politisch festgelegt werden, die alle relevanten Nicht-ETS-Bereiche umfassen. Diese sind 

Verkehr, Heiz- und Kühlenergie sowie landwirtschaftliche Produktion (Bundestag 2018b). Die konkrete 

Höhe dieser Ziele ist an dieser Stelle unserer Überlegungen nicht von entscheidender Bedeutung. Selbst-

verständlich müssten diese dann im politischen Prozess durch den Bundestag festgelegt werden. Dabei 

ist zu beachten, dass sich EU und Deutschland Gesamtziele gegeben haben, welche bereits teilweise 

durch den Reduktionspfad beim Emissionshandel umgesetzt werden. 

Ähnlich dem Schweizer Ansatz muss mit einem bestimmten CO2-Preis begonnen werden. Wir schlagen 

für 2020 einen Steuersatz am oberen Ende der Spanne vor, die der Sachverständigenrat vorgegeben hat, 
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also etwa 40 Euro pro Tonne CO2. Für die fossilen Energieträger Benzin, Diesel, Heizöl und Erdgas 

müssen dann entsprechende Steuersätze bezogen auf einen Liter bzw. einen Kubikmeter festgelegt wer-

den (vgl. Schweiz).14 In einem entsprechenden Gesetz werden anschließend Preispfade festgelegt, die 

wie im Schweizer Fall ein automatisches Ansteigen des Steuersatzes vorsehen, wenn Emissionsziele 

verfehlt werden. Sobald im Nicht-ETS-Bereich das gültige Emissionsmaximum überschritten ist, wird 

der CO2-Preis für diesen gesamten Preis erhöht und die energieträgerbezogenen Aufschläge entspre-

chend angepasst. Wichtig ist, dass hier nicht innerhalb des Nicht-ETS-Bereichs zwischen „Sektoren“ 

wie Verkehr, Wohnen oder Landwirtschaft unterschieden wird. Die Stärke eines globalen CO2-Preises 

(zumindest innerhalb des Nicht-ETS-Bereichs) liegt genau darin, dass das Preissignal maximale Effizi-

enz ermöglicht. Unterschiedliche Preise in getrennten Teilbereichen unterlaufen dieses Ziel. Es ist zu 

erwarten, dass Lobbyverbände bei einer drohenden Preissteigerung sofort Sonderbehandlungen fordern, 

um „ihren Sektor X“ von einer stärkeren Belastung zu schützen. Sicherlich wird stets mit der „großen 

Last in Sektor X“ argumentiert werden, welche am Ende auch die Verbraucher zu tragen hätten. Letz-

teres ist in unserem System, wie wir zeigen werden, kein gutes Argument. Ordnungspolitisch muss aber 

von Anfang an sichergestellt werden, dass einem „Auseinanderdividieren“ des Nicht-ETS-Bereichs ein 

rechtlicher Riegel vorgeschoben wird. 

Unseren Berechnungen15 zufolge würde die vorgeschlagene Steuer – im Referenzjahr 2014 bei einem 

CO2-Preis von 40 Euro pro Tonne (s. Fußnote 15) – Einnahmen in Höhe von 11.7 Milliarden Euro 

                                                   
14 Beispielrechnung: Die Verbrennung von einem Liter Benzin sorgt für die Emission von 2.37 kg CO2 (DEKRA 
2019). Bei einem Preis von 40 Euro pro Tonne CO2 bzw. 0.04 Euro pro Kilogramm ergibt sich ein CO2-Mehrpreis 
von 0.095 Euro pro Liter. 
15 Unsere Berechnungen stützen sich im Wesentlichen auf Bach, Harnisch und Isaak (2018) und Held (2019). Bach 
et al. (2018) haben basierend auf Daten des Sozioökonomischen Panels für 2014 folgende Werte für die Durch-
schnittshaushalte aller zehn Einkommensdezile ermittelt: Haushaltseinkommen pro Person (Nettoäquivalenzein-
kommen nach OECD), Anteil der Haushaltsausgaben für Strom, Treibstoffe (Benzin und Diesel) und für Hei-
zenergie. Held (2019) liefert ebenfalls für 2014 absolute Verbrauchswerte der gängigen Energieträger im Hei-
zungsbereich. Mit den Preisen für Treibstoffe und Heizenergieträger sowie den spezifischen Emissionen pro Ener-
gieträger (z. B. 0.537 kg CO2 pro kWh Stromverbrauch) lassen sich alle Haushaltsausgaben, Verbrauchswerte und 
Kohlendioxidemissionen für Treibstoffe und Heizenergie vollständig bestimmen. Mit einem gegebenen CO2-Preis 
lassen sich dann die Zusatzkosten durch eine CO2-Steuer berechnen. Im nächsten Schritt nutzen wir die Eigenpreis- 
und Einkommenselastizitäten, wie sie in Bergs et al. (2007) verwendet werden. Dieser Teil ist sehr kritisch, da die 
genaue Höhe einzelner Elastizitäten nur schwer abzuschätzen sind und daher recht unterschiedliche Werte Ver-
breitung finden (vgl. Köppl und Sommer 2016). Mit einer gegebenen Preiselastizität lässt sich berechnen, wie 
stark der Verbrauch in einem Dezilhaushalt zurückgeht. Weiter lässt sich mithilfe der Daten die individuelle Rück-
erstattung ermitteln und damit die Nettobelastung jedes Dezildurchschnitts. Letztere ist die sozialpolitisch rele-
vante Größe. Mit Hilfe der Einkommenselastizitäten im Mobilitäts- und Heizungssektor kann nun ausgerechnet 
werden, wie sich die Einkommensänderung auf den Energieverbrauch auswirkt. Preis- und Einkommensänderung 
ergeben zusammen die Nettoverbrauchsänderung – die klimapolitisch relevante Größe. Mit der Anzahl an Haus-
halten in jedem Dezil lässt sich am Ende angeben, wie groß die gesamte Steuerlast ist, wie viel zurückerstattet 
wird und wie sehr der CO2-Ausstoß auf ganz Deutschland bezogen sinkt. Die gesamten Kalkulationen stellen wir 
auf Anfrage gerne zur Verfügung. 
Hinweis: Bach et al. (2018) und Held (2019) folgend berechnen wir Verbräuche, CO2-Kosten, Rückerstattungen 
und alle weiteren Größen für Einzelpersonen basierend auf Nettoäquivalenzeinkommen. Um die entsprechenden 
Verbrauchswerte, CO2-Kosten und Erstattungsbeträge zu berechnen, muss die Haushaltsgröße gemäß der OECD-
Skala (Statistisches Bundesamt 2019) kalkuliert werden. Für Mitglieder eines Haushalts gelten folgende Werte: 
Faktor 1.0 für den ersten Erwachsenen, Faktor 0.5 für jede Person, die älter als 14 Jahre ist, und Faktor 0.3 für alle 
Kinder unter 14 Jahren. Für einen Haushalt mit einem erwachsenen Paar, einem Kind über 14 und zwei Kindern 



  12 

generieren. Bei der Verwendung der Einnahmen folgen wir im Grundsatz dem Schweizer Ansatz, einen 

Teil direkt an die Bevölkerung zurückzuerstatten und die verbleibenden Gelder in Klimaschutzmaßnah-

men zu investieren. Allerdings unterscheidet sich unser Vorschlag ganz erheblich vom eidgenössischen 

Modell, was die Höhe der Gesamterstattung, den Empfängerkreis und die Art der Klimaschutzmaßnah-

men betrifft. Die Schweizer Lösung sieht vor, zwei Drittel der Steuereinnahmen als Pro-Kopf-Pauschale 

zurückzuzahlen. In der deutschen Debatte waren teilweise Vorschläge zu vernehmen, die Einnahmen 

sogar vollständig zurück zu verteilen (vgl. Rheinische Post 2019). Wir halten dies für ökologisch und 

sozial kontraproduktiv und schlagen den gegenteiligen Weg vor: Die Rückerstattung sollte erstens auf 

die Hälfte der Steuereinnahmen beschränkt sein und sich dafür zweitens auf die einkommensschwächs-

ten Haushalte konzentrieren. 

Zum ersten Punkt: Je größer die gesamtwirtschaftliche Rückerstattung, desto schwächer ist das ökolo-

gische Preissignal und desto ineffektiver die Klimaschutzwirkung. Eine höhere Erstattung pro Person 

wird tendenziell in Konsumaktivitäten fließen, was das Preissignal verwässert. Für den Mikroökonomen 

ist klar, dass eine pauschale Erstattung pro Kopf keine Rolle bei der optimalen Konsumentscheidung 

spielt, eine Steuer pro Konsumeinheit jedoch sehr wohl.16 Doch wissen wir auch, dass Konsumenten in 

den wenigsten Fällen wie ein Homo oeconomicus entscheiden, sondern sich durch Gewohnheiten, ihre 

Umgebung, die vorherrschende Kultur und auch ihre spontane Laune leiten lassen. Es kann also davon 

ausgegangen werden, dass Rückerstattungen nur sehr bedingt in neue, klimafreundlichere Konsumakti-

vitäten fließen, sondern der bisherige Konsum teils einfach weitergeführt wird. Das Argument lautet 

nun natürlich, dass in diesem Fall das Preissignal verstärkt werden muss, bis alte Verhaltensweisen 

durchbrochen werden: Auch bei routinierten Satisficern17 ist irgendwann der Punkt erreicht, an dem der 

alte Warenkorb zu teuer geworden ist und ein Umdenken unabdingbar wird. Allerdings darf auch dann 

nicht vergessen werden: Selbst wenn ein Kohlendioxid-Preis den Konsum von CO2-intensiven Gütern 

tendenziell unattraktiv macht, so wird das Geld dennoch wieder in Konsumaktivitäten fließen, die – wie 

oben dargelegt – stets für CO2-Ausstoß sorgen werden. Die Gesamtemissionen mögen zwar durch Kon-

sumverlagerung zurückgehen, der ökologische Effekt aber mit jeder rückerstatteten Milliarde 

                                                   
unter 14 Jahren gälte also ein Gesamtfaktor von 2.6, mit dem CO2-Kosten, Rückerstattung und alle anderen per-
sonenbezogenen Größen zu gewichten wären. 
16 Ein Konsument, der gemäß der neoklassischen Optimierungslogik Grenznutzen und Grenzkosten ins Gleichge-
wicht bringt, reagiert auf eine Pauschale anders als auf einen Preis, der pro Konsumeinheit zu entrichten ist: Be-
kanntermaßen muss die erste Ableitung der Nutzenfunktion gebildet werden, um die Gleichgewichtsbedingung 
„Grenzkosten = Grenznutzen“ zu bestimmen. Eine fixe Größe wie die Pauschale verschwindet beim Ableiten. Die 
Steuer auf jede Konsumeinheit bleibt jedoch als Teil der Grenzkosten erhalten und wirkt somit als Preissignal, 
welches die Wahl des optimalen Konsumbündels beeinflusst. Bei entsprechenden Präferenzen (sowie geeignet 
gewählter Steuer und Pauschale) überwiegt der Preiseffekt den Einkommenseffekt, sodass die (individuelle) Nach-
frage nach dem besteuerten Gut – wie erwünscht – zurückgeht. 
17 Ein Begriff aus der Verhaltensökonomik: Satisficing bedeutet, dass Menschen ihr Verhalten nicht anpassen, 
solang die äußeren Umstände nicht zu stark vom Status quo abweichen. Erst, wenn die Bedingungen sich so stark 
verändern, dass ein gewisses Mindestniveau an „Nutzen“ oder Lebenskomfort unterschritten wird, werden Men-
schen aktiv und passen sich den neuen Umständen an. Auf die CO2-Preis-Diskussion übertragen: Ein Preis muss 
erst eine gewisse spürbare Grenze überschreiten, bis die Wirkungen wahrgenommen werden und es zu Verhal-
tensanpassungen kommt. 
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schwächer, denn es gilt: Einkommen korreliert mit Konsum und dieser mit CO2-Ausstoß. Ein Kompro-

miss aus der politisch nachvollziehbaren Forderung nach einer – zumindest teilweisen – Rückerstattung 

und der drohenden Verwässerung des Preissignals wäre aus unserer Sicht, die Rückerstattung auf etwa 

50 Prozent der Steuereinnahmen zu begrenzen. Die verbleibende Hälfte sollte in sozialverträgliche Kli-

maschutzprojekte investiert werden, wie Wärmedämmung für Mietshäuser und Förderung des ländli-

chen ÖPNV. Diese beiden Punkte führen wir weiter unten genauer aus. 

Zum zweiten Punkt: Ohne Kompensationsmaßnahmen würden einkommensschwache Haushalte bereits 

bei einem Preis von 40 Euro pro Tonne spürbar belastet werden. Der bundesdeutsche CO2-Ausstoß be-

trug 2017 pro Person im Schnitt neun Tonnen. Unterstellen wir, dass niedrigere Einkommensgruppen 

tendenziell weniger CO2 emittieren, etwa weil sie weniger häufig in den Urlaub fliegen und pro Person 

weniger Wohnraum nutzen, bleiben noch sieben bis acht Tonnen CO2. Damit ergäbe sich brutto eine 

Belastung von 280 bis 320 Euro im Jahr oder 23 bis 27 Euro pro Monat. Selbst wenn der CO2-Preis 

aufgrund der Angebotselastizitäten teils von den Produzenten getragen wird, stellt diese Größenordnung 

für Menschen mit sehr knappem Budget eine große Herausforderung dar. Zum Vergleich: Der Grund-

sicherungssatz beträgt im Jahr 2019 für Alleinstehende 424 Euro monatlich. Mehrkosten von 25 Euro 

im Monat würden knapp sechs Prozent Einkommenskürzung bei ohnehin knappem Budget bedeuten. 

Die Erhöhung des Satzes von 2018 zu 2019 betrug nur ein Drittel dieser Mehrkosten, nämlich acht Euro. 

Die verbleibende Lücke müsste jedoch mit Steuermitteln geschlossen werden, um eine faktische Kür-

zung der Grundsicherung durch höhere Energiepreise auszugleichen.18 Dies gilt umso mehr, da Personen 

mit niedrigem Einkommen kaum die Möglichkeit haben, ihren Konsum, der vor allem Basiskonsum ist, 

beliebig zu reduzieren oder zu substituieren. Ihre Nachfrage ist also weitgehend inelastisch und größere 

Investitionen in Energieeffizenzmaßnahmen sind gewöhnlich nicht realisierbar, vor allem weil Grund-

sicherungsbezieher meist zur Miete wohnen oder die wenigen Hauseigentümer unter ihnen finanziell 

nicht in der Lage sind, energetische Sanierungsmaßnahmen zu realisieren. Daher ist klar, dass eine CO2-

Steuer ohne begleitende Sozialmaßnahmen zu schweren Verwerfungen führen würde. Dies gilt a forti-

fiori, wenn berücksichtigt wird, dass binnen zehn Jahren ein CO2-Preis von 180 Euro pro Tonne ange-

strebt wird. Unter gegebenen Umständen würde das für eine Hartz IV-Beziehern eine Mehrbelastung 

von gut 110 Euro pro Monat bedeuten. 

Eine Pro-Kopf-Zurückerstattung der Steuereinnahmen ist grundsätzlich geeignet, untere Einkommens-

gruppen besser zu stellen. Da wie beschrieben sich Einkommen und Konsum proportional zueinander 

verhalten, wären Bezieher unterdurchschnittlicher Einkommen absolut durchaus besser gestellt, weil 

ihre Mehrkosten unter denjenigen des gerade voll kompensierten Durchschnittsverbrauchers liegen. 

Wird die Erstattung auf X Prozent der Steuereinnahmen begrenzt, verschiebt sich entsprechend die 

Grenze der vollständigen Kompensation nach unten – alle Einkommensgruppen unterhalb dieser Grenze 

                                                   
18 Dies ist ein weiteres Argument dafür, den nötigen sozialen Ausgleich aus den Einnahmen einer CO2-Steuer zu 
finanzieren, also die Rückerstattung aus diesen Steuermitteln zu leisten. 
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bleiben aber Netto-Empfänger (vgl. Abbildung 1). Beispielsweise wird wie beschrieben beim Schweizer 

Modell gewährleistet, dass eine Person, die zwei Drittel des besteuerten Durchschnittsverbrauchs auf-

weist, durch die Rückerstattung gerade nicht schlechter gestellt wird. Personen mit einem geringeren 

Verbrauch – die gewöhnlich auch weniger Einkommen beziehen – erhalten aber dieselbe Pro-Kopf-

Rückerstattung, welche die zusätzlichen Energiekosten übersteigt. Netto stellt dies eine absolute Bes-

serstellung durch Steuer und Rückerstattung dar. 

Allerdings ist das Problem dieses Erstattungsmodells zum einen die beschriebene Verwässerung des 

ökologischen Preissignals. Zum anderen ist die Frage, ob sich das eigentliche Ziel eines sozialen Aus-

gleichs nicht treffsicherer erreichen ließe. Das zentrale Problem ist, dass einkommensschwache Haus-

halte durch einen CO2-Preis vor großen Problemen stehen, und nicht, dass sich die materiell gut-gestell-

ten Haushalte der Mittelschicht in gewissem Maße ihren Konsum verändern müssen. Auch hier geht es 

letztlich um eine politische Entscheidung: Wie viel Beitrag für Klimaschutz dürfen wir von wem ver-

langen? Dass eine großzügige Rückverteilung Mittelschichtsschutz darstellt, ist kurzfristig politisch-

ökonomisch nachvollziehbar, aber auf die lange Frist gesehen fragwürdig. Wer grundsätzlich über die 

Mittel verfügt, eine notwendige Anpassung beim Lebensstil vorzunehmen und auf der anderen Seite 

auch in erheblichem Maße zum Klimaproblem beiträgt, darf in einer Solidargemeinschaft auch dazu 

angehalten werden, seinen Lebensstil zu ändern. Wer partout nicht will, kann im Rahmen der politischen 

und ökonomischen Möglichkeiten seinen Lebensstil weiter pflegen. Er darf aber von den anderen nicht 

verlangen, dass dies direkt oder indirekt (weiter) subventioniert wird. Bei eindeutig Einkommensschwa-

chen, die keine großen Anpassungsmöglichkeiten haben und durch eine CO2-Steuer noch weiter aus der 

gesellschaftlichen Teilhabe gedrängt werden, stellt sich die Angelegenheit natürlich anders dar. 

Folglich schlagen wir vor, die Rückerstattung auf das untere Einkommensdrittel zu konzentrieren. Die 

Grenzziehung beim unteren Drittel ist wie jede Definition von „Armut“ oder eines Niedrigeinkommens-

bereichs in gewisser Weise willkürlich. Wir haben uns für diesen Wert entschieden, da dieser mit Si-

cherheit oberhalb möglicher absoluter wie relativer Armutsgrenzen liegt, etwa der Grundsicherung, der 

Armutsrisikogrenze von 60 Prozent des Medianeinkommens oder der manchmal verwendeten Regel, 

dass die unteren beiden Einkommensdezile als einkommensschwach gelten (vgl. Bundestag 2016; Isen-

gard 2002). Unser Rückerstattungsmodell sieht vor, dass alle Personen im unteren Drittel einen Aus-

gleich erhalten, der den CO2-Zusatzkosten der reichsten Person im unterem Drittel („unteres Tertian-

Einkommen“19) entspricht. Die entspricht dem Rückerstattungshöchstsatz in unserem Modell. In Folge 

wäre der untere Tertianverdiener durch Steuer und Ausgleich gerade nicht schlechter gestellt.20 Zum 

                                                   
19 In Analogie zum Median-Einkommen (höchstes Einkommen der unteren Hälfte) definieren wir: Das untere 
Tertian-Einkommen ist das Einkommen, dass die reichste Person im unteren Einkommensdrittel erhält. 
20 Eine Netto-Entlastung versetzt die ärmeren Haushalte finanziell zudem in die Lage, in gewissem Rahmen in 
energiesparende Geräte zu investieren. Dadurch sind sie langfristig gesehen steigenden Energiepreisen und damit 
drohender Energiearmut weniger stark ausgesetzt. Ökonomisch ausgedrückt: Für die unteren Einkommensgruppen 
erhöht sich die energiekostenbezogene Eigenpreiselastizität. Bekanntermaßen haben niedrige Einkommensgrup-
pen besonders unter steigenden Energiekosten zu leiden, da sie ihren Konsum kaum anpassen können. Einkom-
mensstarke Haushalte hingegen verfügen über die finanziellen Mittel, Konsum gegebenenfalls zu substituieren 
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Vergleich: Auch im Schweizer Modell wird der untere Tertian durch die Formel „Rückerstattung ist 

gleich zwei Drittel der Durchschnittsbelastung“ – zumindest in grober Näherung – gerade vollständig 

kompensiert. 

Nach unseren Berechnungen summiert sich der Ausgleich für das untere Einkommensdrittel auf etwa 

30 Prozent des Steueraufkommens. Entsprechend unserer Zielsetzung, etwa die Hälfte des Steuerauf-

kommens sozial gestaffelt zurückzuzahlen, würden wir die verbleibenden Einnahmen wie folgt an die 

Bürger erstatten lassen: Bis zum Medianeinkommen wird der Höchstsatz ausgezahlt. Ab dem Median-

einkommen verringert sich der Rückzahlungsbetrag linear und erreicht beim höchsten Einkommen des 

neunten Dezils den Wert Null. Einkommensbezieher im zehnten Dezil müssen die Zusatzkosten durch 

die CO2-Steuer somit vollständig selbst tragen.  

Zusammengefasst und konkretisiert lautet unsere Erstattungsformel wie folgt: 

1. Personen unterhalb des unteren Tertianeinkommens erhalten den Höchstsatz an Rückerstattung. 

Dieser bestimmt sich als die Steuerlast, die die reichste Person des unteren Drittels (unterer Teri-

tan) aufwenden muss. Damit ist diese gerade voll kompensiert. Je weiter das Einkommen unter-

halb des unteren Tertianwerts liegt, desto mehr profitiert eine Person vom Abgabesystem. Das 

unterste Dezil profitiert am stärksten: Nach Verrechnung von Steuerlast und Rückerstattung bleibt 

nach unseren Berechnungen ein Überschuss von etwa zehn Euro pro Person und Monat. 

2. Personen, deren Einkommen zwischen dem unteren Tertian und dem Median liegt, erhalten eben-

falls den Höchstsatz. Dieser reicht aber gewöhnlich nicht ganz aus, um die zusätzliche Steuerlast 

zu kompensieren. Eine Person mit Medianeinkommen wird gemäß unserer Schätzung mit rund 

zwei Euro pro Monat belastet. 

3. Jenseits des Medianeinkommens verringert sich die Erstattung dann linear bin zum Höchstein-

kommen im neunten Dezil, d. h. mit Beginn des höchsten Dezils ist der Erstattungsbetrag Null. 

Für den Durchschnittshaushalt im zehnten Dezil beträgt die monatliche Mehrbelastung etwa 

50 Euro pro Person, was etwa einem Prozent des verfügbaren Einkommens entspricht. 

Während eine unkompensierte CO2-Steuer bekanntlich eine regressive Konsumsteuer wäre, nimmt un-

ser CO2-Abgabesystem faktisch einen progressiven Verlauf. Die steuerliche Progression entspricht da-

bei genau dem Gedanken, den auch unsere Einkommenssteuer verkörpert: Der Staat belastet seine Bür-

ger abhängig von ihrer wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit. Dies ist eine Säule unseres Sozialstaats. Un-

ser Steuer- und Erstattungssystem geht aber über eine progressiv steigende Belastung hinaus. In Analo-

gie zu einer negativen Einkommenssteuer sorgt sie auch für eine soziale Absicherung der untersten Ein-

kommensgruppen durch einen aktiven finanziellen Ausgleich – eine zweite Säule des Sozialstaats.21 

                                                   
oder durch Investitionen in energiesparende Technologien Energiekosten dauerhaft zu reduzieren. Dabei ist noch 
gar nicht berücksichtigt, dass höhere Einkommensgruppen proportional weniger für Energie ausgeben und deshalb 
Preissteigerungen in diesem Bereich für sie weit weniger belastend sind. 
21 Ein berechtigter Einwurf mag lauten, dass die Orientierung am Einkommen allein den Faktor „Vermögen“ ver-
nachlässigt. Denkbar wäre, dass einzelne Haushalte über kein Einkommen aus Arbeit verfügen, aber durch 
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Eine gleichmäßige Erstattung der Steuereinnahmen als Pro-Kopf-Betrag würde diesen sozialstaatlichen 

Prinzipien zuwiderlaufen, egal ob 100 Prozent oder „nur“ zwei Drittel des Aufkommens zurückerstattet 

wird. 

Ein Problem mit dieser Bestimmung ist, dass Dezil- und Centil-Werte sich von Jahr zu Jahr ändern. Aus 

praktischen Gründen schlagen wir daher vor, das untere Einkommensdrittel mithilfe der Bemessungs-

grenze für Krankenkassenbeiträge als festen Wert zu bestimmen. Diese Bemessungsgrenze variiert zwar 

ebenfalls, aber im Gegensatz zu Einkommensdaten wird sie gesetzlich fortlaufend festgeschrieben, 

wodurch für Bürger und Steuerbehörden eine größere Planungssicherheit entsteht. Für 2014 lag die Be-

messungsgrenze bei 48 600 Euro (Krankenkassen Deutschland 2019).22 Entsprechend ergeben sich fol-

gende praktikable Fixpunkte unserer Rückerstattungsformel: 

1. Höchstsatz der Erstattung: Zunächst muss das untere Tertianeinkommen bestimmt werden. Da 

Einkommenstabellen gewöhnlich nicht mit Tertiandaten operieren, nähern wir das Einkommen 

des unteren Tertians (pro Person)23 durch das Durchschnittseinkommen des vierten Dezils an: Es 

liegt aufgrund der Schiefe der Einkommensverteilung etwas unter dem 35. Centil, also bei circa 

einem Drittel. Für 2014 betrug das Durchschnittseinkommen im vierten Dezil 17 556 Euro pro 

Jahr und Person (Bach et al. 2018).24 Die Daten von Bach et al. (2018) zeigen, dass Energiever-

brauchsdaten auf Dezilschnitte genau vorliegen, sodass die Zusatzkosten durch eine CO2-Steuer 

für das vierte Dezil ermittelbar sind. Damit lässt sich der Höchstsatz festlegen. (Zur Orientierung: 

Das Durchschnittseinkommen im vierten Dezil entspricht ungefähr dem Wert „35 Prozent der 

jährlichen Beitragsbemessungsgrenze für die Krankenversicherung“, also 17 010 Euro im Jahr 

2014.)25 

                                                   
Erbschaften o. ä. über größere Beträge verfügen. Theoretisch wären diese, da einkommenslos, trotz hoher Vermö-
gen berechtigt, die Höchsterstattung zu beziehen. Allerdings sprechen mehrere Gründe gegen die Relevanz solcher 
pathologischen Fälle: Zunächst müsste in diesem Fall ein Antrag auf Rückerstattung gestellt werden. Wie bei jeder 
Bedürftigkeitsprüfung wären auch hier Vermögensverhältnisse offenzulegen. In diesem Fall wäre schnell geklärt, 
dass das hohe Geldvermögen gegen die Maximalerstattung spricht. Zweitens zeigt sich empirisch, dass die Höhe 
von Einkommen eng mit der Höhe von Vermögen korreliert ist (vgl. Bundesbank 2019; BMAS 2016). Aus diesem 
Grund wird auch in anderen Bereichen der sozialen Sicherung auf eine lückenlose Dokumentation aller Vermö-
gensbestände verzichtet. Der Aufwand der exakten Erfassung wäre enorm, die Anzahl der relevanten Fälle ver-
schwindend gering. Daher folgen wir der Orientierung am Einkommensprinzip. Im konkreten Fall ist dies auch 
gut begründbar: Die CO2-Steuer ist ja eine Konsumsteuer und Konsum wird allem voran durch Einkommen finan-
ziert, während Vermögensaufbau und -erhalt (zumindest im Grundsatz) Konsumverzicht bedeutet. Steuer und 
Rückerstattung an Konsum und Einkommen zu orientieren, ist somit schlüssig, da Vermögensfragen ohnehin 
kaum berührt sind. 
22 Wir beziehen uns auf das Jahr 2014, da uns für dieses Jahr die aktuellsten relevanten Verbrauchs- und Einkom-
menswerte vorliegen. 
23 Wir argumentieren mit Bezug auf einzelne Personen. Die Umrechnung von Haushaltseinkommen in Einkommen 
pro Personen erfolgt in Bach et al. (2018) nach dem OECD-Standard der Nettoäquivalenzeinkommen, sodass sich 
das Einkommen pro Person approximativ auch zwischen Ein- und Mehrpersonenhaushalten vergleichen lässt. Die 
Erstattung für eine Familie würde sich dementsprechend zusammensetzen aus der gewichteten Summe der Ein-
zelerstattungen. 
24 Neuere Zahlen lagen uns nicht vor. 
25 Für die Rückerstattung ist das genaue Einkommen des unteren Tertian nicht relevant, da wir zu Bestimmung 
des Höchstsatzes auf Verbrauchsdaten zurückgreifen, die Dezil-genau vorliegen.  
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2. Das Medianeinkommen pro Person, das nach Bach et al. (2018) im Jahr 2014 bei 21 156 Euro 

lag, würden wir durch 45 Prozent der Bemessungsgrenze approximieren. Damit würde die 

Höchsterstattung bis zu einem Jahreseinkommen von 21 870 Euro gewährt und darüber hinaus 

linear abgesenkt. 

3. Das Ende des Erstattungskorridors markiert das Maximaleinkommen im neunten Dezil, welches 

nach Bach et al. (2018) im Jahr 2014 pro Person 39 624 Euro jährlich betrug. Als Annäherung 

wählen wir 80 Prozent der Bemessungsgrenze, was einem Betrag von 38 880 Euro entspricht. 

Diese Berechnung erscheint auf den ersten Blick kompliziert. Das ist aber zum einen Folge der ange-

strebten Progression, zum anderen der Notwendigkeit geschuldet, rechtlich solide Grenzen darzulegen. 

Berechnungen in Gesetzestexten sind oft weit komplexer. Im Prinzip ist unsere Formel eine Kombina-

tion aus drei einfachen Schritten: Im ersten Schritt ermitteln wir den Rückerstattungshöchstsatz. Er ent-

spricht in etwa den Pro-Kopf-Ausgaben des „unteren Tertian“-Haushalts. Im zweiten Schritt ermitteln 

wir bis zu welchem Einkommen diese Maximalerstattung erfolgt. Im dritten Schritt wird festgestellt ab 

wann keine Rückerstattung mehr erfolgt. Zwischen dem zweiten und dritten Wert wird die Auszahlung 

linear zurückgefahren. Grafisch ergibt sich dann folgendes Erstattungsmodell: 

 

Abbildung 1: Bestimmung und Verlauf der Höhe des Rückerstattungsbetrags. Als Höchstsatz wird der 

Betrag bestimmt, den eine Person im vierten Dezil im Durchschnitt zusätzlich aufgrund des CO2-Preises 

ausgeben muss, um das Konsumniveau konstant zu halten. Dieser Betrag wird bis zum Medianeinkom-

men bezahlt, das wir durch 45 Prozent der Beitragsbemessungsgrenze für die Krankenkassen approxi-

mieren. Die Rückerstattung wird dann linear reduziert und erreicht beim Übergang vom neunten zum 

zehnten Dezil gerade den Wert Null. Die graue Kurve repräsentiert (qualitativ, nicht maßstabsgetreu) 

die mit dem Einkommen annähernd logarithmisch ansteigenden Zusatzkosten für Energie aufgrund des 

CO2-Preises. Personen im unteren Drittel der Einkommensverteilung werden dadurch netto besser ge-

stellt (Fläche A), bis zum Medianeinkommen ist eine leichte Mehrbelastung zu erkennen (Fläch  B) und 

ab dem Median nimmt die absolute Belastung erkennbar zu (Fläche C). Auch wenn der Bereich „C“ in 

der Abbildung ausgesprochen groß erscheint, darf nicht vergessen werden, dass selbst die durch den 
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CO2-Preis am höchsten belasteten Haushalte des zehnten Dezils kaum mehr als ein Prozent ihres Ein-

kommens zusätzlich aufwenden müssen. 

Die Rückerstattung sollte im Gegensatz zur Schweizer Lösung in Deutschland über die Steuerbehörden 

erfolgen. Diese verfügen bereits über alle relevanten Informationen zur Feststellung der individuellen 

Höhe der Rückerstattung, sodass am Ende eines Steuerjahrs alle bezahlten Steuern mit dem Bonus aus 

der CO2-Abgabe verrechnet werden können.26 Gegebenenfalls muss für die Berechnung des Bonus eines 

Jahres das erfasste Haushaltseinkommen aus dem letzten verfügbaren Steuerjahr herangezogen werden, 

da Steuererklärung und -bescheide mit der bekannten Verzögerung erstellt werden (das Bezugsjahr 

dürfte dann meist das vorvergangene Jahr sein). Die Verzerrung dürfte aber kaum ins Gewicht fallen. 

Relevanter ist dagegen, wie mit Personen zu verfahren ist, die keine Einkommenssteuererklärung abge-

ben müssen und somit aus dem automatischen Erfassungssystem und damit der Rückerstattung heraus-

fallen. Konkret umfasst dies die Gruppe der Geringverdiener, deren Einkünfte unter dem Grundfreibe-

trag liegen, Studierende und im Prinzip auch alle Personen, die all ihre Einkünfte aus einem einzigen 

Angestelltenverhältnis beziehen.27 Hier schlagen wir vor, dass Personen, die sich für erstattungsberech-

tigt halten, eine Rückzahlung beantragen können. Das hat natürlich zur Folge, dass Angaben zur Ein-

kommenssituation gemacht werden müssen, um den Anspruch zu überprüfen. Das halten wir aber für 

zumutbar und berechtigt, weil sich die Auszahlung in unserem System stark an der Bedürftigkeit orien-

tiert und gerade keine Pauschale sein soll. Bezieher von Sozialleistungen wie Grundsicherung und BA-

FöG sind durch diese Transfers bereits erfasst und berechtigt, die Maximalerstattung zu erhalten. Damit 

ließen sich beide Transfers administrativ zusammenführen. 

Unser Erstattungsprozess ist sicher bürokratischer als eine reine Pro-Kopf-Erstattung, aber das ist aus 

unserer Sicht der Preis dafür, dass wir die Rückzahlung stärker am sozialstaatlichen Prinzip der tatsäch-

lichen Bedürftigkeit orientieren wollen. Eine mögliche Alternative wäre, einen Betrag in Höhe der Er-

stattungszahlungen aus den CO2-Steuereinnahmen in das Budget des Ministeriums für Arbeit und Sozi-

ales zu transferieren, um über diese gezielte Programme gegen Energiearmut zu organisieren. Eine an-

dere Variante wäre, wie in Frankreich die Einnahmen aus der CO2-Steuer für „Energiegutscheine“ zu 

verwenden. Aber auch die beiden Alternativvorschläge lassen sich nicht ohne Bedürftigkeitsprüfung 

umsetzen, was aus bürokratischer Sicht sicher das entscheidende Problem ist. Ein Transfer größerer 

                                                   
26 Aus Gründen der Transparenz sollte die Rückerstattung separat ausgewiesen werden. Dies ist aus unserer Sicht 
auch ein wesentlicher Grund dafür, warum die Rückerstattung nicht einfach im Einkommensteuertarif Berück-
sichtigung finden sollte. Zudem würden die notwendigen Anpassungen der CO2-Steuer im Zeitablauf eine perma-
nente Justierung des Einkommensteuertarifs notwendig werden lassen. 
27 Minderjährige, die z. B. während einer Ausbildung in einem eigenen Haushalt leben, könnten über die Antrags-
lösung von der Rückerstattung profitieren. Bei der Konstellation ist sogar davon auszugehen, dass der Höchstsatz 
erstattet wird. Minderjährige, die nicht in einem eigenen Haushalt leben – das ist die überwiegende Mehrzahl aller 
Kinder –, sind nicht erstattungsberechtigt. Dies ist aber kein grundsätzliches Problem, da Ausgaben für Heizener-
gie und Treibstoffe von den Eltern getätigt werden. Die üblichen Konsumaktivitäten Minderjähriger wären von 
einer CO2-Steuer im Nicht-EU-ETS-Bereich ohnehin nicht betroffen. Minderjährige, die einen Roller oder ein 
Mofa fahren, erhalten die Rückerstattung indirekt durch die Zahlung an den Haushalt, in dem sie leben. Aufgrund 
der geringen Fahrleistung von motorisierten Zweirädern und dem geringen Spritverbrauch belaufen sich die CO2-
basierten Mehrkosten ohnehin nur auf wenige Euro im Jahr.  
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Beträge in ein Ministerium scheint uns zudem kein geeigneter Weg, um ein bestimmtes Ziel auch bei 

politischem Gegenwind sicher zu erreichen. Zweckgebundene Energiegutscheine sind sicher ein inte-

ressantes Instrument, aber die Einnahmen aus einer CO2-Steuer dürften so hoch sein, dass die Haushalte 

unterhalb des Medianeinkommens noch andere sinnvolle Aktivitäten mit diesen Mittel vornehmen kön-

nen. Aus ordoliberaler Sicht plädieren wir hier für die Achtung der Konsumentensouveränität: Wie die 

Bürger ihre Bonuszahlung verwenden, sollte nicht der Staat vorschreiben, sondern in den Händen der 

betroffenen Bürger liegen. Wenn Energiepreise steigen, werden selbstgewählte Ausgaben für Strom und 

Heizung oder Investitionen in Energiesparmaßnahmen sicher getätigt auch ohne konkrete staatliche 

Vorgaben. 

Eine Maßnahme, die einkommensschwachen Haushalten sicher hilft und zudem Kohlendioxidemissio-

nen im Gebäudebereich reduzieren würde, wäre ein energetisches Sanierungsprogramm, wie es die 

Schweizer teils mit ihrer CO2-Abgabe finanzieren. Allerdings gilt auch hier: Warum sollten Maßnahmen 

gefördert werden, wenn die Hausherren selbst über ausreichend Kapital verfügen? Für staatliches Han-

deln bieten sich aber zwei konkrete Bereiche an: Zum einen sollten Mittel für diejenigen zur Verfügung 

gestellt werden, die Hauseigentümer sind, aber auch mit Krediten weit davon entfernt sind, eine ener-

getische Sanierung durchführen zu können (bzw. Kredite entweder gar nicht oder nur zu Zinsen erhalten, 

die sie nicht bedienen könnten). Im Prinzip bietet sich hier an, bestehende Programme der KfW (2019) 

für finanziell Bedürftige erkennbar aufzustocken. Ein weiterer Bereich ist die Sanierung großer Wohn-

gebäude, in denen viele, aber zahlungsschwache Mieter wohnen. Unter diesen gefürchtet sind Sanierun-

gen, die am Ende Mieten steigen lassen und zur Verdrängung führen. Das grundsätzliche Anreizproblem 

ist bekannt: Vermieter profitieren nicht von sinkenden Heizkosten, weshalb energetische Sanierungen 

zunächst nicht erfolgen und Mieter unnötig hohe Energiekosten haben – was auch zulasten der Umwelt 

geht. Erfolgt eine Sanierung, werden die Kosten möglichst auf die Mieter umgelegt, was am Ende zu 

wesentlich höheren Grundmieten führt und bei angespannten Wohnungsmärkten oftmals dazu verleitet, 

dass mit der sanierungsbedingten Erhöhung zusätzlich eine Anpassung an die neuen Preismöglichkeiten 

erfolgt. Eine gezielte staatliche Förderung der energetischen Sanierung von Altbeständen wäre ein Mit-

tel den Preisdruck auf die Mieter zu lindern. Zudem gibt es für Vermieter einen Anreiz Sanierungen 

vorzunehmen, was aus Klimaschutzgründen und für die aktuellen Mieter von Vorteil ist. Gleichzeitig 

ist es schwieriger, rigorose Mieterhöhungen zu realisieren, wenn ein relevanter Teil der Kosten – die 

energetische Sanierung – von Vermieterseite nicht mehr als „Kosten-Black-Box“ angeführt werden 

kann, mit der sich auch anders motivierte Mietsteigerungen legitimieren lassen. Staatliches Handeln 

hilft hier also zwei Probleme zu überwinden oder zumindest zu lindern, die der Markt nicht lösen kann: 

erstens das Anreizproblem bei der Sanierung von Mietwohnungen und zweitens die Verdrängung ein-

kommensschwacher Mieter durch „Luxussanierungen“ hinter denen sich im Kern oftmals eine energe-

tische Renovierung verbirgt. 

Ein anderer Bereich, in dem weit mehr staatliche Investitionen notwendig sind, ist der öffentliche Per-

sonennahverkehr (ÖPNV). Dieser wird auch dann das verkehrstechnische Rückgrat Deutschlands 



  20 

darstellen, wenn Verbrennungsmotoren durch elektrische und andere Antriebe ersetzt wurden. Offen-

sichtlich vermehrt sich die bereits jetzt knappe Verkehrsfläche nicht, nur weil ein Automobil elektrisch 

und nicht mit Benzin fährt. Auch eine Elektrifizierung des Verkehrs wird nichts daran ändern, dass ein 

Elektrobus pro Passagier und Kilometer energetisch effizienter ist als ein Elektroauto und zudem keinen 

knappen Parkraum beansprucht. Ein bekannter Schwachpunkt des ÖPNV ist seine schwache Präsenz in 

ländlichen Gebieten. Wo pro Tag nur zwei oder drei Busse eine Anbindung an urbane Räume bieten, 

bleiben die Einwohner auf das Auto angewiesen. Wenn die Fahrt dann gewöhnlich bis in die urbanen 

Zentren fortgeführt wird, trägt dies auch zur Belastung der Städte bei. Zu beobachten ist das tagtäglich 

beim Blick auf die Staus, die sich morgens aus dem Umland in die Ballungszentren hinein bilden und 

abends wieder auf dem Weg heraus. Eine recht simple, aber effektive Maßnahme wäre es, insbesondere 

die Taktzeiten zwischen Stadt und Land zu verdichten. Hier gilt es einen Teufelskreis zu durchbrechen: 

Solange wenig Busse und Bahnen fahren, nutzen die Menschen das Auto – und solange zu wenig Nach-

frage nach ÖPNV besteht, lohnt sich die Ausweitung des Angebots nicht. Selbst dort, wo Bedarf besteht, 

stehen die Kosten eines besseren Angebots diesem entgegen. Dies ist ein Fall, in dem mehr Geld er-

kennbar helfen würde. Das gilt insbesondere, da ein attraktiver ÖPNV nicht nur mehr Busse und Bahne 

umfasst, sondern durch mehr und besseres Material die Zuverlässigkeit steigt. Wenn etwa 25 Prozent 

der Einnahmen aus der CO2-Steuer28 für eine flächendeckende Verdichtung des ÖPNV verwendet 

würde, welcher gezielt Stadt und Land besser verbindet, wäre zum einen ein erkennbarer Beitrag zum 

Klimaschutz geleistet. Zum anderen würde sich so die Lebensqualität auf dem Land signifikant verbes-

sern, was einem weiteren Auseinanderdriften von urbanen und ruralen Lebensräumen entgegenwirken 

würde. Gerade für sogenannte „strukturschwache“ Räume wäre ein besserer Anschluss an „strukturrei-

che“ Stadtgebiete ein großer Gewinn. Gleichzeitig könnten die überfüllten Städte entlastet werden, wenn 

sie umweltfreundlich an nahe Gebiete angeschlossen würden, die günstigen Wohnraum in großer Menge 

bieten.29 

                                                   
28 Nach unseren Berechnungen, die auf Zahlen von 2014 beruhen, beliefe sich ein Viertel der Steueraufnahmen 
auf ca. 2.7 Milliarden Euro pro Jahr. Zum Vergleich: Aus dem Bundeshaushalt fließen im Jahr 2019 etwa 8.6 Mil-
liarden Euro in die Förderung des ÖPNV. Die Zusatzausgaben würden die ÖPNV-Förderung durch den Bund um 
knapp 24 Prozent erhöhen – ein deutliches Plus. 
29 Unser Ausgangspunkt ist die bekannte Beobachtung einer aktuellen „Landflucht“: Vermehrt ziehen Menschen, 
insbesondere junge, von ländlichen in urbane Lebensräume. Ländliche Räume leiden unter dem Bevölkerungs-
rückgang, mit dem auch ein Ausdünnen teils vitaler Infrastruktur einhergeht. In urbanen Räumen geraten die Woh-
nungsmärkte unter enormen Druck und stetig steigende Mieten in Groß-, Mittel-, aber mittlerweile auch Klein-
städten gelten als eine der zentralen sozialen Fragen der Zeit. Eine Förderung des ländlichen ÖPNV könnte helfen, 
diesen Entwicklungen entgegenzuwirken. Unklar ist allerdings, ob durch eine Verschiebung von Wohnraum (zu-
rück) in die ländlichen Gebiete größere Probleme durch Flächenversiegelung entstünden. Zudem wird städtische 
Infrastruktur durch ihre größere Auslastung auch effizienter genutzt. Eine umfassende Analyse aller mittel- bis 
langfristigen Effekte kann an dieser Stelle nicht erfolgen, wäre aber ein sinnvoller nächster Schritt. Doch auch 
unabhängig davon lässt sich festhalten, dass beim Blick auf die aktuelle Situation des ländlichen ÖPNV und der 
automobilen Pendlerströme eine Ausweitung des öffentlichen Verkehrsangebots in den kommenden Jahren drin-
gend geboten ist. 
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3. Emissionshandelssysteme für CO2 

3.1 Die Theorie des Emissionshandels und ihre praktische Umsetzung in Europa 

Wie eingangs dargelegt, ist eine CO2-Steuer bzw. -Abgabe nicht die einzige Möglichkeit, die Effizienz 

des Marktes für den Klimaschutz zu nutzen. Ein Cap & Trade-System gilt vielen Ökonomen als der 

herausragende Ansatz unter den MBI. Der Vorteil des Emissionshandels liegt auf der Hand: Das (poli-

tisch) festgelegt Cap ist fix, die umweltpolitische Effektivität des Instruments ist also im Prinzip unbe-

stritten. Problematisch ist natürlich die politische Aushandlung der Gesamtmenge, aber die üblichen 

politischen Machtprozesse sind auch bei der Festlegung einer CO2-Steuer am Werk. Ein weiteres Poli-

tikum ist die Zuteilung der Emissionsrechte zu Anfang einer Handelsperiode. Für die Effizienz des Han-

delssystems ist diese ursprüngliche Allokation letztlich irrelevant, wie wir seit Coase (1960) wissen. 

Allerdings entfalten handelbare Emissionsrechte eine Verteilungswirkung, schließlich handelt es sich 

um transferierbare Eigentumsrechte an einem Gut, für das bei einem ausreichend ambitionierten Cap 

eine signifikante Nachfrage besteht. Um den Widerstand der großen Emittenten zu unterlaufen, wurden 

die Emissionsrechte zu Beginn des EU-ETS daher proportional zu individuell-historischen Emissionen 

„kostenlos“ an die Beteiligten ausgegeben („Grandfathering“), sodass für diese zunächst keine gravie-

renden Mehrkosten auftraten. Durch den anschließenden Verkauf nicht benötigter Zertifikate ergaben 

sich insbesondere für die großen Unternehmen erhebliche „Windfall Profits“ (Ecologic 2006), also Zu-

satzgewinne allein aus der kostenlosen Zuteilung von Zertifikaten. Mittlerweile wird ein Großteil der 

Zertifikate im EU-ETS durch staatliche Stellen versteigert, sodass nun ein erheblicher Teil der Gewinne 

aus der Erstallokation bei der öffentlichen Hand landet. Wie wir später folgend zeigen werden, sind dies 

natürlich nicht die einzigen Allokationsmechanismen für die Zuteilung von Emissionsrechten zu Beginn 

einer Periode. Die Frage ist aber aufgrund der Verteilungswirkung von immenser Bedeutung. Da bei 

Produktion und Konsum ständig Zertifikate entwertet („verbraucht“) werden, müssen in regelmäßigen 

Abständen neue Zertifikate ausgegeben werden. Gleichzeitig muss die pro Zeitraum vorhandene Zerti-

fikatsmenge von einer Periode zur nächsten notwendigerweise verknappt werden, um sich den vorge-

gebenen Klimaschutzzielen schrittweise anzunähern.30 Wer zu Beginn einer Handelsperiode über Ei-

gentumsrechte in Form von Emissionszertifikaten verfügt, ist daher von großer Bedeutung und versetzt 

die entsprechenden Akteure – staatliche Organe, Unternehmen oder Bürger – in eine ökonomische 

Machtposition. Letztlich, so unser Argument, lässt sich mit entsprechender Zuteilung von Emissions-

rechten sogar Sozialpolitik betreiben. 

Ein Thema, das beim bestehenden EU-ETS weniger im Vordergrund als die Eingangsallokation steht, 

ist der Transfer von Zertifikaten. Bekanntermaßen können Zertifikate wie andere Eigentumsrechte auch 

frei auf einem entsprechenden Markt getauscht werden. Beim EU-ETS sind dies konkret vor allem die 

                                                   
30 Der Begriff der anfänglichen „Allokation“ ist aus volkswirtschaftlicher Sicht eigentlich irreführend, da es sich 
bei der Zuteilung um einen politischen Akt der Eigentumsrechtezuschreibung bzw. -übertragung handelt, also um 
einen distributiven, verteilungswirksamen Akt. 
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Börsen in London (ICE) und die Leipziger Energiebörse (EEX) (Europäische Kommission 2019c). Hier 

zeigt sich bereits, dass die Teilnahme am Emissionshandel in der EU ein professionelles Geschäft ist 

und nicht vergleichbar mit den haushaltsüblichen Transaktionen in Shopping Malls oder bei Online-

Händlern. In der Tat ist das EU-ETS darauf zugeschnitten, möglichst wenige, aber dafür große Emitten-

ten europaweit in ein Handelssystem einzubeziehen. Die Professionalisierung des Handelssystems, an 

dem fast ausschließlich Akteure mit kommerziellen Absichten teilnehmen, sorgt für möglichst geringe 

Transaktionskosten. Der wesentliche Vorteil der recht geringen Anzahl von Unternehmen im EU-ETS 

– europaweit umfasst das Handelssystem 11000 Anlagen (Europäische Kommission 2019d) – liegt aber 

darin, dass die nötige Überwachung des korrekten Einsatzes von Zertifikaten durch staatliche Stellen 

überhaupt möglich ist. Die Praxis der letzten 15 Jahre und nicht zuletzt die relativ geräuschlose Integra-

tion des inneuropäischen Flugverkehrs in das EU-ETS zeigen, dass der EU-ETS nach einigen Anfangs-

schwierigkeiten nun verlässlich funktioniert. Sein Beitrag zum Klimaschutz hängt dabei vom politischen 

Willen der EU-Staaten ab, ambitionierte Gesamtemissionsgrenzen zu setzen, also strenge Caps. Sofern 

also die Verknappung der Zertifikate mit den Klimaschutzzielen der EU parallel verläuft, bestehen ins-

gesamt gute Chancen, dass die EU ihre Klimaschutzziele im Bereich Industrie und Stromerzeugung 

erreicht. 

3.2 Unterschiedlich hohe Transaktionskosten bei CO2-Steuer und Emissionshan-

delssystemen 

Der große Vorteil des Emissionshandels – die unbedingte Zielerreichung durch ein fixes Cap – zeigt 

gleichzeitig eine zentrale Schwachstelle der Steuerlösung: Eine exakte Zielerreichung ist nicht garan-

tiert. Gegebenenfalls muss der CO2-Preis nachjustiert werden, wenn Klimaschutzziele nicht erreicht 

werden. Wie bereits zuvor im Detail dargestellt, erfordert ein politisch tragbares Steuerkonzept zudem, 

dass die regressive Wirkung einer CO2-Steuer zumindest neutralisiert wird. Ein rein psychologischer 

Nachteil der Steuer ist, dass sie oft auch als solche empfunden wird: eine Mehrbelastung, die aufgrund 

einer „willkürlichen“ Setzung auch geringer ausfallen oder ganz wegfallen könnte. Gerade wenn Preis-

anpassungen anstehen, um den Ausstoß weiter zu senken, können sich politische Debatten um diese 

sichtbare Steuerlast entzünden. Aus mikroökonomischer ist klar, dass ein CO2-Preis durch einen Emis-

sionshandel genauso auf die Endpreise wirkt wie eine Steuer in derselben Höhe. Die Erfahrung mit dem 

EU-ETS suggeriert jedoch, dass Verbraucher einen Preiseffekt nicht im selben Maße wahrnehmen, 

wenn er nicht explizit erkennbar ist: Gegen die Ökosteuer formierte sich vor zwanzig Jahren großer 

Protest, die versteckten Produktmehrkosten durch das EU-ETS werden dagegen kaum wahrgenom-

men.31 

                                                   
31 Das Argument zu niedriger Zertifikatspreise ist mittlerweile auch nicht mehr schlüssig, da die Tonne CO2 mitt-
lerweile für etwa 30 Euro gehandelt wird, also etwa in der Höhe, in der sich die meisten Vorschläge für einen CO2-
Preis (durch eine Steuer) bewegen. Erkennbare Mehrkosten im Bereich Strom – gerade durch die EEG-Umlage – 
waren zwar immer wieder ein politisches Thema, aber auch hier gilt: Für die meisten Verbraucher ist die 
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Immer wieder wird der Vorschlag unterbreitet, Emissionszertifikate nicht zentral über den Staat auszu-

geben, sondern vielmehr eine gewisse pauschale Pro-Kopf-Menge an alle Bürgerinnen und Bürger aus-

zugeben (Bristow et al. 2010; Fawcett 2010; House of Commons 2008; Aachener Stiftung Kathy Beys 

2008; BBC 2006). Dies würde, so argumentieren Verfechter des Konzepts, Bürger bzw. Konsumenten 

zweierlei vor Augen führen: Erstens hat jeder das Recht auf die Nutzung natürlicher Ressourcen wie die 

Atmosphäre. Im Sinne des liberalen Credos endet mein Rechtsbereich aber dort, wo der der anderen 

beginnt. Die Nutzungsrechte einer Person sind also auf ein bestimmtes Budget begrenzt, sowie auch die 

Rechte der anderen deren Budget nicht überschreiten. Die Summe der individuellen Budgets bleibt dabei 

innerhalb des langfristig ökologisch Tragfähigen. Zweitens kann jeder mit seinem Budget umgehen, wie 

er es für richtig hält: Konsumieren, Teile verkaufen oder sogar Emissionsrechte stilllegen. Wer jedoch 

mehr konsumieren möchte, als sein „natürliches“ Budget zulässt, muss sich um weitere Emissionsrechte 

bemühen. Diese müssen ggf. „ertauscht“ werden, was im Regelfall heißt: Geld gegen Emissionsrechte. 

Auf ähnliche Weise weiten die meisten bei Bedarf ihr monetäres Einkommen aus. Sie geben Freizeit 

auf, leisten mehr Arbeit und erhalten ein höheres finanzielles Budget. Sobald neben Geld auch persön-

liche CO2-Zertifikate für den Erwerb von Waren nötig sind, gilt: Wer mehr konsumieren möchte als 

aktuell möglich, muss sowohl sein CO2-Budget als auch sein finanzielles ausweiten – und das verlangt, 

ganz im Einklang mit der basalen Logik des reziproken Tauschs, stets eine Gegenleistung.    

Im Vergleich zum bestehenden EU-ETS taucht bei einem System mit Pro-Kopf-Zertifikaten – bzw. 

einem persönlichen Kohlenstoffbudget (PKB) – ein gravierendes Problem auf: An einem solchen Markt 

nähmen bis zu 500 Millionen EU-Bürger teil. Selbst wenn Deutschland einen nationalen Markt für in-

dividuelle Zertifikate schüfe, wären das potentiell über 80 Millionen Beteiligte, wobei einige Millionen 

Unternehmen noch dazugezählt werden müssten. Selbst wenn Kinder nicht teilnähmen, würde sich an 

der ungefähren Größenordnung nichts ändern. Die Millionen von Akteuren würden täglich Millionen 

von Transaktionen vornehmen. Die Endverbraucher wären hierbei nicht von kommerziellen Interessen 

getrieben, entsprechend fehlte ihnen die professionelle Infrastruktur für ständige Transaktionen von Zer-

tifikaten. Natürlich werden tagtäglich problemlos Millionen von Transaktionen getätigt, aber dies funk-

tioniert nur deswegen so reibungslos, weil es unter Nutzung des transaktionskostenarmen Mediums 

„Geld“ geschieht. Dabei ist es sekundär, ob wir von Bargeld oder elektronischen Zahlungsmitteln spre-

chen. Hier spielt die Steuer ihren großen Vorteil aus: Sie ist ein Geldbetrag unter vielen. Auch die Mehr-

wertsteuer wird geräuschlos an der Kasse oder beim Online-Shopping bezahlt. Nur wer aufmerksam auf 

den Kassenbon, das Ticket oder die Online-Rechnung blickt, wird auf diese Steuer überhaupt aufmerk-

sam gemacht. Aus Transaktionskostensicht ist die CO2-Steuer einem PKB-System mit seinem Zertifi-

katstausch daher überlegen. 

                                                   
Entstehung des Strompreises und der Anteil der EEG-Umlage nicht klar genug, als dass sich gezielt Protest for-
mieren würde. 
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Trotz der Transaktionskostenproblematik ist die Idee individueller Emissionszertifikate in Bürgerhand 

aus genannten Gründen politisch wie ökonomisch interessant. In der Tat wurden vor gut zehn Jahren 

einige Vorschläge zur Implementierung persönlicher Emissionsrechte entwickelt. Am weitesten ging 

dabei das Vereinigte Königreich. 2006, also ein Jahr nach Beginn des EU-ETS, schlug der damalige 

Umweltminister David Miliband öffentlich die Einführung einer „Carbon Credit Card“ vor (BBC 2006). 

Diese sollte tatsächlich wie eine Kreditkarte mit einem CO2-Punktekonto verknüpft sein. Beim Kauf 

fossiler Energieträger, etwa an der Tankstelle, würden neben dem monetären Preis auch entsprechend 

CO2-Punkte abgebucht werden. Die Aufladung erfolgt wie bei einem Emissionshandelssystem üblich: 

Entweder werden dem Nutzer neue Punkte am Beginn einer Handelsperiode gutgeschrieben oder man 

schafft es innerhalb der Periode, anderen Personen Punkte abzukaufen. 2008 veröffentlichte der Um-

weltausschuss des Britischen Unterhauses einen Bericht zur tatsächlichen Implementierbarkeit von 

„Personal Carbon Trading“ (PCT) (House of Commons 2008). In diesem kommen die Parlamentarier 

zum Schluss, dass das System an sich Potential besitzt. Gleichzeitig zweifeln die MPs an der öffentli-

chen Bereitschaft, ein PCT-System zu akzeptieren. Weiter halten sie die Kosten für die Einführung eines 

solchen Handelssystems für zu hoch. Das Britische Umweltministerium schätzt die jährlichen Betriebs-

kosten auf bis zu 2.5 Milliarden Euro (UBA 2014b). 

In Deutschland hat sich die Aachener Stiftung Kathy Beys intensiv mit PCT-Systemen auseinanderge-

setzt und Umsetzungsvorschläge für Deutschland untersucht und eigene erarbeitet. Auch hier ist das 

Hauptargument gegen Personal Carbon Trading meist der Kostenfaktor. Als weitere Probleme werden 

genannt, dass ein PCT-System (PCTS), das parallel zum EU-ETS eingeführt wird, mit diesem harmo-

nieren muss. Dieses Problem stellt sich allerdings auch bei einer CO2-Steuer: Zwei unterschiedliche 

CO2-Preise in zwei getrennten Bereichen wären kontraproduktiv und letztlich ineffizient. Gleichzeitig 

muss gewährleistet sein, dass Emissionen – wie auch bei einer Steuer – nur in einem der beiden Systeme 

erfasst werden, um Doppelbepreisungen zu vermeiden. Wie wir im Folgenden darstellen, halten wir all 

diese Probleme prinzipiell für lösbar bzw. wir sehen nicht, warum gewisse Friktionen bei einer Koexis-

tenz von Steuer und EU-ETS geringer sein sollten als bei der Einführung eines PCTS. Im Gegenteil: An 

einigen Stellen erscheinen uns zwei Emissionshandelssysteme besser miteinander vereinbar als das 

Preisinstrument „Steuer“ auf der einen und das Mengeninstrument „Cap & Trade“ auf der anderen Seite. 

Die mittelfristige Entwicklung eines PCT-Systems ist aus unserer Sicht daher sinnvoll – gerade weil 

sich durch moderne Kommunikationsmittel im Bereich kostengünstiger Transaktionen viele neue Mög-

lichkeiten ergeben haben, die vor zehn bis fünfzehn Jahren noch undenkbar waren.  

3.3 Unser Vorschlag für ein transaktionskostenarmes Emissionshandelssystem 

mit persönlichem CO2-Budget 

Als Ergänzung zum EU-ETS muss ein PCTS vor allem die Bereiche „individuelle Mobilität“ und „Woh-

nen“ umfassen. Die Landwirtschaft trägt zwar ebenfalls gravierend zum Ausstoß von Treibhausgaben 

bei, allerdings handelt es sich hier nur zum Teil um CO2-Emissionen. Viel größere Probleme entstehen 



  25 

durch klimawirksame Methan- und Lachgas-Emissionen. Wir gehen zum Schluss dieses Artikels auf 

diese speziellen Probleme ein, klammern die Agrarproduktion im Weiteren aber aus, da unser Fokus auf 

der Bepreisung von Kohlendioxid liegt. 

Wie bei der CO2-Steuer ist auch beim Emissionshandel entscheidend, welche Menge CO2 bei der Ver-

brennung einer Einheit eines fossilen Energieträgers freigesetzt wird. Bei Benzin sind das 2.37 kg CO2 

pro Liter (Dekra 2019). Wer 55 Liter tankt, wird also am Ende 130.9 kg CO2 freisetzen. Wer 1000 Liter 

Heizöl kauft, wird beim Heizen 3370 kg CO2 emittieren (Bundesamt für Wirtschaft und Ausfuhrkon-

trolle 2019). Angesichts der jährlichen Pro-Kopf-Emissionen von durchschnittlich 8.88 Tonnen bzw. 

8880 kg CO2 (Statista 2019) und der üblichen Größenordnung individueller Konsumentscheidungen 

halten wir es für sinnvoll, eine Zertifikatseinheit (ein Punkt bzw. ein Carbon Credit) auf ein Kilogramm 

CO2 zu normieren. Für einmal Tanken und den Kauf von 1000 Litern Heizöl, wie zuvor angeführt, müs-

sen also neben dem jeweiligen Kaufpreis zusammen zusätzlich 131 plus 3370 gleich 3501 Punkte auf-

gewandt werden. Aufgrund der flächendeckenden Verbreitung elektronischer Zahlungsmittel – mittler-

weile auch durch das Smartphone – könnten CO2-Punkte technisch unkompliziert über eine App oder 

eine Kreditkarte abgebucht werden. Unter Beachtung der erforderlichen Sicherheitsstandards wäre es 

sicher am einfachsten, Bankkonto und CO2-Konto zu verknüpfen, sodass ein Bezahlvorgang mit App 

oder Karte sofort beide Konten belastet (vgl. Aachener Stiftung Kathy Beys 2008). Dies scheint uns 

prinzipiell nicht unsicherer oder unpraktischer zu sein als die verbreitete Verbindung von Bank-, Ebay-

, Amazon- und sonstigen Konten bei privaten Unternehmen. Der Stand des CO2-Kontos ließe sich per 

App ständig in Echtzeit überprüfen.32 

Wer dabei ist, sein CO2-Konto aufzubrauchen, muss sich auf einer der zahlreichen Plattformen, auf 

denen private Anbieter CO2-Punkte anbieten, neue Credits besorgen. Dass sich solche Seiten etablieren 

werden, steht für uns außer Frage. Hier vertrauen wir auf die Kräfte des Marktes. Es wird Menschen 

geben, die zusätzliche Credits kaufen wollen, und es wird Menschen geben, die mit wenig Aufwand 

CO2-Punkte sparen und anbieten können. Zu guter Letzt wird es Menschen geben, die gegen eine ge-

wisse Gebühr (oder durch Werbung finanziert) eine Online-Plattform programmieren werden, damit 

Anbieter und Nachfrager zusammentreffen können. Hier kommt das Grundprinzip des Emissionshan-

delssystems zum Tragen: Menschen mit hoher Zahlungsbereitschaft für Emissionen werden Credits von 

solchen erwerben, die eine geringe Zahlungsbereitschaft haben. Erstere stellen sich durch den Tausch 

„Credits für Geld“ besser, letztere durch „Geld für Credits“ – und am Ende sind beide Seiten besser 

gestellt. Die Gesamtmenge an Emissionen ist dabei konstant geblieben. Ein Problemfeld ist dabei, dass 

                                                   
32 Wer sich partout diesem System entziehen möchte – ob aus Datenschutzgründen oder sonstigen Motiven – sollte 
eine Punktekarte mit einem bestimmten Guthaben erwerben können, ähnlich einer Prepaid-Card für Mobiltelefone. 
Der Preis für eine CO2-Einheit richtet sich dabei nach dem Marktpreis an den Punktebörsen. Minderjährige, die 
bereits über ein eigenes Fahrzeug (Mofa oder Roller) verfügen, können entweder über die App oder eine solche 
Carbon Card mit CO2-Punkten bezahlen. Wie im Falle der Steuer gilt: Ein Haushalt erhält entsprechend des Ein-
kommens und der OECD-Skalenwerte eine bestimmte Menge CO2-Puntke pro Erwachsener und minderjähriger 
Person. Die Übertragung auf das CO2-Punktekonto eines minderjährigen Rollerfahrers bleibt – wie die Zahlung 
eines Taschengelds – Aushandlungssache innerhalb des Haushalts. 
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beim Tausch nicht gefälschte CO2-Punkte eingesetzt werden, da virtuelle Waren wie Emissionsrechte 

mit etwas technischem Geschick in Verkehr gebracht werden könnten. Das ist aber ein Punkt, der von 

IT-Sicherheitsexperten im Detail betrachtet werden müsste. Wir halten es aber nicht für eine unüber-

windbare Hürde, weil CO2-Punkte ähnlich wie eine Währung funktionieren und für den täglichen elekt-

ronischen Geldverkehr etablierte Sicherheitssysteme bestehen, die ständig weiterentwickelt werden. 

Sollten sich hier wider Erwarten unlösbare Probleme ergeben, wäre eine staatlich überwachte Handels-

plattform ebenfalls eine mögliche Lösung, weil es letztlich nur um die Bereitstellung eines virtuellen 

Ortes für den Tausch von Credits gegen Geld geht, den alle Nutzer ohne großen Aufwand – d. h. zu 

geringen Transaktionskosten – nutzen können. 

Noch zu klären ist die Zuteilung der Credits zu Beginn einer Handelsperiode – und noch davor, wie lang 

eine solche sein soll. Die Handelsperioden des EU-ETS umfassen mehrere Jahre. Zu Beginn einer Peri-

ode werden entsprechend dem neuen Cap für diesen Zeitraum Zertifikate wie oben beschrieben neu 

zugeteilt (und ggf. noch vorhandene Zertifikate aus der Vorperiode verwendet33). Für einen Emissions-

handel mit Beteiligung derart vieler Personen, die kaum verlässliche Pläne über drei, fünf oder neun 

Jahre festlegen können, ist ein solcher Zeithorizont sicherlich zu lange. Angemessener scheint uns eine 

Periodenlänge von mindestens einem Monat bis maximal einem Jahr. Ob eine Handelsperiode am Ende 

einen, drei oder zwölf Monate dauern soll, können wir an dieser Stelle nicht festlegen. Sicherlich sollte 

es aber angesichts der vergleichsweise kurzen Perioden möglich sein, nicht genutzte Zertifikate in die 

kommende Periode zu übertragen („Banking“). Da die Beteiligten allerdings mit einem immer knapper 

werdenden Kontingent an CO2-Zertifikaten bzw. Punkten rechnen können, muss strategisches Horten 

unterbunden werden. Daher sollte eine teilweise Entwertung von CO2-Punkten im Zeitverlauf erfolgen. 

Natürlich soll das Sparen für emissionsintensivere Aktivitäten wie etwa einen Urlaub nicht bestraft wer-

den, weshalb Credits ihren Wert sicher über ein, zwei oder drei Jahre behalten sollten. Unbegrenzt soll-

ten sie aber nicht angehäuft werden können, weil dies die Planung staatlicher Klimaziele unterläuft. 

Die Zuteilung am Anfang einer Periode erfolgt am einfachsten als Pro-Kopf-Gutschrift auf das CO2-

Punkte-Konto. Dabei ist zu beachten, dass etwa 50 Prozent der in Deutschland anfallenden CO2-Emis-

sionen durch das EU-ETS reguliert sind. Von den aktuell 8.88 Tonnen CO2-Ausstoß pro Person (Statista 

2019) können also nur noch 4.44 Tonnen in einem PCTS für Verkehr, Wärmeenergie und Landwirt-

schaft verwendet werden. Damit würde jeder Bundesbürger im Jahr mit 4440 Credits à 1 kg CO2 in eine 

jährliche Handelsperiode starten (entsprechend 370 Credits jeden Monat, falls monatlich abgerechnet 

wird). Selbstverständlich muss der durchschnittliche Ausstoß mittelfristig auf die global verträglich 

2700 kg CO2 pro Person reduziert werden.34 Der Reduktionspfad sollte sich dabei an den bestehenden 

                                                   
33 Dieses „Banking“ von Zertifikaten ist aber sehr umstritten, da es die Zielerreichung in der Zukunft gefährden 
kann. Wenn Unternehmen größere Mengen von Zertifikaten horten können, ist das zudem ein Indikator dafür, dass 
die Gesamtmenge an Emissionsrechten zu hoch war. 
34 Wie im Fall der Steuer gilt auch hier, dass unsere Berechnungen von einzelnen Personen ausgehen. Erwartete 
Ausgaben an CO2-Punkten, aber auch Zuteilungen sind entsprechend den OECD-Faktoren zu ermitteln. Bei 
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Klimaschutzzielen Deutschlands und der EU orientieren. Abhängig vom Anteil der EU-ETS-Emissio-

nen dürfte sich am Ende ein CO2-Budget von jährlich 1000 bis 2000 Punkten ergeben. Wie im Ein-

gangsbeispiel beschrieben müssen beim Erwerb fossiler Energieträger – egal ob für Heizung oder für 

das KFZ – bei der Bezahlung auch Credits aufgewendet werden.35 

Im Prinzip wäre auch denkbar, dass PCTS-Credits bzw. Zertifikate aus dem EU-ETS zwischen den 

beiden Systemen getauscht werden. Da ein ETS-Zertifkat den Ausstoß einer Tonne CO2 erlaubt, könnte 

es also in 1000 PCTS-Punkte umgewandelt werden – und umgekehrt. Ein solcher Transfer würde den 

Gesamtausstoß nicht beeinflussen, würde aber die Gesamteffizienz erhöhen, weil die günstigsten Ein-

sparmöglichkeiten jetzt gleichzeitig in beiden Handelssystemen gesucht werden. Bei einem ausreichen-

den Fluss zwischen beiden Handelssystemen würde sich der Preis pro emittierter Tonne bzw. pro Kilo-

gramm CO2 in beiden Systemen angleichen, was ein klarer Indikator für größtmögliche Effizienz des 

CO2-Handels wäre. 

Auch beim PCTS stellt sich die Frage nach der sozialen Wirkung eines Zertifikatesystems. Hier wirkt 

aber die gleiche Pro-Kopf-Ausstattung aller Bürger genauso wie eine gleichförmige Pro-Kopf-Rücker-

stattung der gesamten Einnahmen aus einer CO2-Steuer: Der durchschnittliche Konsument erhält gerade 

so viele CO2-Punkte, dass er für eben diesen Durchschnittskonsum ausgestattet ist. Wer absolut mehr 

verbraucht, wird entweder seinen Bedarf reduzieren müssen oder Punkte hinzukaufen. Am wahrschein-

lichsten werden diejenigen, deren CO2-Ausstoß unterdurchschnittlich ist, PCTS-Punkte anbieten. Da 

aber bekanntermaßen absolute Emissionen und Einkommen positiv korrelieren, setzt dies einen Umver-

teilungsmechanismus von „reich“ zu „arm“ in Gang. Im Prinzip ließe sich dieser Mechanismus so um-

setzen, allerdings würde es wie dargestellt einer vollständigen Rückerstattung einer hypothetischen CO2-

Steuer entsprechen. Aus den oben angeführten Gründen denken wir, dass gesellschaftliche Solidarität 

mit den jetzt Einkommensschwächeren sowie den zukünftigen Generationen eine stärkere Belastung der 

reichen Bevölkerungshälfte erlaubt, als der dargestellte Umverteilungsmechanismus implementieren 

würde. Daher halten wir es für sinnvoll, die freie Zuteilung eines Teils der Credits aus dem PCTS-Cap 

ähnlich zu staffeln, wie wir es für die Rückerstattung der CO2-Abgabe vorsehen. Konkret hieße das, 

dass das unterste Einkommensdrittel so viele Credits bekäme, dass sie für den Erhalt des Konsumni-

veaus der reichsten Person im unteren Drittel genau ausreicht. Ab dann wird die Ausstattung mit Credits 

linear derart reduziert, dass im obersten Dezil gerade keine Credits mehr zugeteilt werden. Haushalte 

des einkommensstärksten Bevölkerungszehntels müssten also Credits erwerben. Dies kann durch Kauf 

von den unteren Einkommensgruppen geschehen, oder durch den Verkauf von Credits über den Staat. 

                                                   
gleichem Nettoäquivalenzeinkommen würde die bereits erwähnte fünfköpfige Familie die 2.6-fache Punktemenge 
einer alleinlebenden Person erhalten.  
35 Natürlich kann und wird es passieren, dass einzelne Verbraucher an der Zapfsäule partout über keine Credits 
mehr verfügen oder sich eine auf der Durchreise befindende Person kein CO2-Konto in Deutschland besitzt. Für 
diese Probleme lässt sich eine Lösung anwenden, die so ähnlich im EU-ETS praktiziert wird: Wer keine Credits 
vorweisen kann, bezahlt einen Zusatzbetrag, der aus Anreizgründen natürlich um einiges höher liegen muss als 
der aktuelle Marktpreis für einen CO2-Punkt. 
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Da die Ausstattung mit CO2-Punkten analog zu dem Steuer- und Rückerstattungssystem verläuft, stün-

den noch etwa 50 Prozent der Gesamtpunkte für die Versteigerung von Credits durch den Staat zur 

Verfügung.36 Mit den Einnahmen wären die Gebäudesanierungsmaßnahmen und die ÖPNV-Förderung 

für den ländlichen Raum zu finanzieren, die in Abschnitt 2.3 skizziert wurden. Die angegebenen Pro-

zentzahlen und Anteile dienen einer ersten Annäherung. Eine genaue Berechnung der erwarteten Ver-

teilungswirkung der vorgeschlagenen Zuteilung von PCTS-Credits und der zu erwartenden Versteige-

rungserlöse steht an dieser Stelle noch aus, wäre aber ein sinnvoller und notwendiger Schritt für die 

Vorbereitung eines entsprechenden Gesetzesvorschlags.37 Prinzipiell sind wir aber der Überzeugung, 

dass das dargestellte System mittelfristig ein sinnvolles Instrument wäre, mit dem sich Klimaschutz 

auch in den Nicht-ETS-Bereichen Verkehr und Wohnen erreichen ließe und dabei gleichzeitig soziale 

Ausgleichsmaßnahmen auf die Einkommensschwächsten konzentriert werden würden.  

4. Diskussion 

Politisch ist die Situation für eine CO2-Bepreisung aktuell so günstig wie wohl noch nie in Deutschland, 

die späten 1990er- und früher 2000er-Jahre eingeschlossen. Die Klimaschutzproteste der jungen Gene-

ration finden bis weit in die Gesellschaft Unterstützung. Rein rechtlich steht einer CO2-Abgabe im Prin-

zip nichts im Wege. Es wäre daher an der Zeit, dass die jetzige Regierung ihre interne Uneinigkeit 

überwindet und umgehend mit der Arbeit an einer effektiven CO2-Abgabe beginnt. Die verhältnismäßig 

einfache Implementierung über das bestehende Steuersystem (v. a. Mehrwertsteuer) und die Rückver-

teilung über die Einkommenssteuer sollten eine zeitnahe Umsetzung erlauben. Bereits bis Ende 2020 

sollte die Einführung eines CO2-Abgabe-Systems erfolgen, welches sich an den oben beschriebenen 

Vorschlägen orientiert.38 Die größte politische Herausforderung ist wahrscheinlich die Festlegung eines 

(ansteigenden) CO2-Preispfads und der damit verknüpften konkreten Reduktionsziele im Nicht-EU-

ETS-Bereich. Das Schweizer Beispiel zeigt aber, dass auch das keine unüberwindbare Hürde darstellt. 

Weitere Arbeit steht noch an, was die konkrete Ausgestaltung des Wärmedämmungsprogramms und 

                                                   
36 Konkret müsste die Aufteilung zur Einführung noch einmal berechnet werden, da in den etwa 10 bis 15 Jahren 
bis zur Einführung eines PCTS Steuer und technischer Fortschritt die Konsummuster bereits spürbar verändert 
haben sollten. An der Grundidee, vor allem die unteren Einkommen zu entlasten, ändert sich aber auch bei unserem 
PCTS-Vorschlag nichts. 
37 Es darf natürlich nicht vergessen werden, dass ähnliche Kalkulationen auch im Vorfeld der Einführung einer 
CO2-Abgabe zu tätigen sind. Hier müssen Preispfade vorgegeben werden und eine Schätzung bzgl. der Steuerein-
nahmen vorgenommen werden, um den Umfang von ÖPNV-Förderung und Gebäudesanierungsprogrammen zu 
umreißen. 
38 Matthes (2019) argumentiert in seiner Studie für Agora Energiewende im Prinzip ähnlich: In der Klimapolitik 
sind schnellstmöglich effektive Schritte nötig. Eine CO2-Steuer könne, wenn der politische Wille bestünde, binnen 
eines Vierteljahrs Gesetz werden. Gleichzeitig ließe sich die Einführung eines Emissionshandelssystems für den 
Nicht-EU-ETS-Bereich vorbereiten, das die CO2-Steuer einige Jahre nach deren Implementierung ersetzen könnte. 
Während Matthes‘ Studie sehr detailliert die institutionelle Ausgestaltung unterschiedlicher Teile dieses neuen 
Emissionshandelssystems diskutiert (Allokationsmechanismen, Erfassungssystematik, Verhältnis zum EU-ETS, 
etc.), wird die Verwendung der Einnahmen nur sehr kursorisch behandelt. Wir gehen davon aus, dass die Studie 
im Auftrag von Agora Energiewende natürlich vorrangig zum Ziel hatte, die komplexen technisch-rechtlichen 
Probleme eines Emissionshandels für Verkehr und Heizenergie zu analysieren. Insofern sehen wir unsere Überle-
gungen für eine sozialverträgliche Ausgestaltung einer CO2-Steuer bzw. eines Emissionshandels als komplementär 
und ergänzend an.  
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insbesondere der ÖPNV-Förderung betrifft. Bereits jetzt besteht aber in beiden Bereichen so viel Bedarf, 

dass auch in den ersten zwei bis drei Jahren der Steuererhebung nicht damit zu rechnen ist, dass die 

Gelder keine Verwendung fänden. Bis 2025 sollten die politischen Entscheidungsträger und die zustän-

digen Einrichtungen für die Bereiche soziale Gebäudesanierung und ÖPNV-Förderung insbesondere im 

ländlichen Raum einen Maßnahmenkatalog erarbeiten. 

Mittelfristig sollte das Steuersystem im Nicht-EU-ETS-Bereich durch einen Emissionshandel basierend 

auf persönlichen Emissionsrechten ersetzt werden. Neben der größeren Zielsicherheit des Instruments 

erlaubt ein PCTS eine direkte Verbindung mit dem EU-ETS, was aus Effizienzgründen zu begrüßen ist. 

Darüber hinaus – und dies ist aus unserer Sicht in der Tat ein relevantes Argument – müssen sich die 

Bürger bei der Verwendung von CO2-Punkten aktiv mit ihren eigenen CO2-Emissionen auseinanderset-

zen, was ein direktes Bewusstsein für den Zusammenhang von Lebensstil und Umweltbelastung schafft. 

Im Fall der Steuer steht erst einmal eine wahrgenommene finanzielle Belastung im Vordergrund. Auf-

grund der nun bestehenden Möglichkeiten, ein CO2-Punktesystem für fossile Energieträgen im privaten 

Konsum mit überschaubaren Transaktionskosten zu realisieren, sollte umgehend mit der Ausarbeitung 

entsprechender Konzepte begonnen werden. Da die technischen, organisatorischen und ggf. rechtlichen 

Hürden aber höher liegen als bei der Steuerlösung (vgl. die Britischen Studien und den Vorlauf für das 

EU-ETS), schätzen wir, dass bis zur Einsatzreife etwa zehn Jahre vergehen dürften. Es darf nicht ver-

gessen werden, dass hier auch EU-rechtliche Fragen tangiert werden und Änderungen auf EU-Ebene oft 

einige Jahre in Anspruch nehmen können. Daher wäre es sinnvoll, für das Steuersystem einen Preis- 

und Emissionspfad bis ca. 2035 zu entwickeln. Dies ist gleichzeitig das Jahr, für das der klimapolitisch 

relevante Ausstieg aus der Kohleverstromung vorgesehen ist. Mit Beginn der 2030er-Jahre sollte dann 

der Umstieg auf ein PCTS erfolgen. Ggf. ließe sich der Umstieg zunächst im transaktionsärmeren Hei-

zenergiebereich vornehmen, um dort über zwei bis drei Jahre erste Erfahrungen zu sammeln, bevor 

schließlich auch der Bereich Verkehr umgestellt wird. 

Entscheiden ist dabei, dass parallel zum Zeitplan der CO2-Steuer ab sofort ein Plan zur Erforschung, 

Erprobung und ggf. testweisen Umsetzung des PCT-Systems von Bundesregierung bzw. Bundestag be-

schlossen wird, mit einem klaren Enddatum zum Umstieg von Steuer zum Emissionshandel. Ein konti-

nuierliches Monitoring mit Berichten in Abstand von zwei Jahren sollte Gesetzgeber und Öffentlichkeit 

ständig darüber auf dem Laufenden halten, wie der aktuelle Stand der Implementierung eines CO2-

Punktesystems ist. Am Anfang dieses Plans steht natürlich zunächst, unterschiedliche konkrete Varian-

ten eines Emissionshandelssystems zu entwickeln und zu beurteilen, sodass Wissenschaft, Politik und 

Behörden Schritt für Schritt der final umsetzbaren Version näherkommen. 

Zwei Fragen bleiben, die im Kontext eines PCTS für Emissionen außerhalb des EU-ETS aber relevant 

sind: Erstens, weshalb setzen wir – wie auch andere Autoren – hier auf Konsumenten- und nicht auf 

Produzentenseite an, wie es im bestehenden EU-Emissionshandel der Fall ist? Zweitens, warum berück-

sichtigen wir die Emissionen aus der Landwirtschaft nicht? 
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Zum ersten Punkt: Aktuell schließt das EU-Recht aus, ein Emissionshandelssystem zu installieren, bei 

dem Zertifikate am Anfang der Emissionskette gehandelt werden (Bundestag 2018b). Bei Industriebe-

trieben und Stromerzeugern fallen die CO2-Emissionen direkt im Erzeugungsprozess an, sie sind also 

unmittelbar verantwortlich für den Umfang ihrer eigenen Emissionen. Man könnte argumentieren, dass 

Unternehmen, die Erdöl verkaufen, letztlich ebenfalls für Emissionen sorgen, weil ihr Produkt am Ende 

häufig verbrannt wird. Aber hier sieht das EU-Recht vor, dass bei solchen „indirekten“ Verursacherket-

ten der Zertifikatehandel nicht greifen darf. Diese Regelung ließe sich, wenn auch mit einigem politi-

schen Aufwand, sicher auf EU-Ebene ändern. Aber inhaltlich ist diese Regel durchaus sinnvoll. Wo 

genau das Erdöl aus Raffinerien landet, ist ex ante unklar. Man müsste also genau nachverfolgen, wel-

cher Anteil an Öl, Kohle und Gas in Verbrennungsprozess landet und welcher in chemischen Prozessen 

verwendet wird. Das ist natürlich prinzipiell möglich, aber eben nicht so einfach wie kurz vor dem Ver-

brennungsprozess – d. h. bei den Endverbrauchern – anzusetzen. Zudem entfällt durch das Ansetzen 

weiter vorne in der Prozesskette die beschriebene direkte Koppelung von Konsumentscheidung und 

verursachten Emissionen. Dies ist allerdings kein Argument für eine generelle Einführung eines Emis-

sionshandelssystems, das nur auf Konsumentenseite ansetzt. Sollten Konsumenten etwa CO2-Punkte für 

jedes Industrieprodukt aufwenden müssen, müsste auch eindeutig nachweisbar sein, welche Emissionen 

bei welchem Produkt in welcher Höhe entstehen. Aus der Forschung zu Ökobilanzierung ist aber be-

kannt, dass derartig genaue Zuschreibungen systematisch unmöglich sind, selbst wenn die Erfassungs-

systeme immer genauer werden (Finkbeiner et al. 2014). Daher halten wir es für sinnvoll, bei komplexen 

Industrieprodukten den Emissionshandel weiterhin dort anzusetzen, wo Emissionen entstehen, nämlich 

bei den produzierenden Betrieben. Im Bereich Strom ließe sich diskutieren, ob dort eine Orientierung 

hin zu CO2-Punkten auf Konsumentenseite Vorteile brächte, schließlich ist die Kette zwischen Emissi-

onsgenerierung durch die Stromerzeuger und den Verbrauch des erzeugten Stroms beim Kunden öko-

nomisch sehr kurz und klar. Das Konsumentenverhalten wirkt sich also unmittelbar auf die Emissionen 

der Stromerzeuger aus. 

Zum zweiten Punkt: Der landwirtschaftliche Bereich ist einer der Haupttreiber des anthropogenen Kli-

mawandels (UBA 2019e). Ein Teil der Emissionen durch landwirtschaftliche Betriebe wäre durch un-

seren Steuervorschlag oder das PCTS erfasst, nämlich alle CO2-Emissionen, die durch den Verbrauch 

fossiler Energieträger für Fahrzeuge oder für Wärmegewinnung anfallen. Der größte Teil der klima-

wirksamen Emissionen betrifft aber nicht Kohlendioxid, sondern andere Treibhausgase wie Methan 

(CH4), das vor allem durch Rinderzucht entsteht, und Lachgas (NO2), welches durch Bodendüngung mit 

stickstoffhaltigen Substanzen freigesetzt wird (UBA 2019e). Da es sich hier um sehr spezifische Prob-

leme der landwirtschaftlichen Produktion handelt, zielen viele Maßnahmen zum Klimaschutz in der 

Landwirtschaft auch ganz speziell auf die zugrundeliegenden Prozesse und agrarischen Praktiken. Im 

Prinzip ließe sich aber insbesondere für Methan ein Zertifikatesystem einführen, weil die Emissionen 

pro (erwachsenem) Rind durchaus abschätzbar sind. Es wäre daher möglich, ein Methan-Cap zu defi-

nieren und entsprechend Zertifikate an Rinderzüchter zu versteigern. Für Lachgas ist der Fall 
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komplizierter, weil Emissionen hier flächig durch komplexe Prozesse entstehen. Denkbar wäre aber 

dennoch mineralischen Dünger zu besteuern oder dass der Staat für den Kauf pro Kilogramm Stickstoff 

in Düngemitteln entsprechend NO2-Punkte fordert, die zunächst erworben werden müssen. Dies sind 

allerdings nur erste Ideen, die wir an dieser Stelle nicht weiterentwickeln können, da unser Fokus auf 

der Regulierung von Kohlendioxidemissionen liegt. Sie zeigen aber, dass Steuern und Zertifikate auch 

jenseits der CO2-Problematik sinnvoll anwendbar sind. 

Auf Kohlendioxid bezogen haben wir zwei Modelle entwickelt, die effektiven wie effizienten Klima-

schutz ermöglichen würden und zudem ganz explizit einen sozialen Ausgleich für Bezieher geringer 

Einkommen vorsehen. Im Gegensatz zu vielen diskutierten Ansätzen fokussieren wir wesentlich stärker 

auf die wirklich Bedürftigen und fordern von allen anderen einen leistbaren Beitrag zum Klimaschutz. 

„Klimaschutz für alle umsonst“ ist eine politische wohlfeile, aber auch unseriöse Forderung. Ein CO2-

Preis wird notwendigerweise Belastungen mit sich bringen, da wir gesamtgesellschaftlich unsere Kon-

summuster zugunsten der künftigen Generationen ändern müssen. Eine Soziale Marktwirtschaft hat die 

Interessen der zukünftig Lebenden im Blick, verlangt aber auch, dass die hier und jetzt entstehenden 

Kosten so verteilt werden, dass auch Einkommensschwache weiterhin finanziell in der Lage sind, am 

gesellschaftlichen Leben angemessen teilhaben zu können. Klimaschutz als „intergenerationelle soziale 

Frage“ und die klassische soziale Frage der Verteilungsgerechtigkeit dürfen nicht gegeneinander ausge-

spielt werden – aber das müssen sie auch nicht, wie wir hoffentlich erfolgreich gezeigt haben.  
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